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zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik Polen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 


A. Zielsetzung 

Durch eine Regelung zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und Vermögen 
sollen die wirtschaftlichen Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Volksrepublik Polen gefördert 
und intensiviert werden. 


B. Lösung 

Das Abkommen vom 18. Dezember 1972 trifft die dazu erforder- 
lichen Regelungen. Es ist nach Artikel 59 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes zustimmungsbedürftig. Mit dem vorliegenden Ver- 
tragsgesetz sollen die für die Ratifikation des Abkommens 
erforderlichen Voraussetzungen geschaffen werden. 


C. Alternativen 

Alternativvorschläge liegen nicht vor. 


D. Kosten 

keine wesentlichen Auswirkungen 
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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 
1/4 (IV/4) — 521 05 — Do 15/74 


Bonn, den 4. September 1974 


An den Präsidenten 

des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 
Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. Dezember 1972 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Volksrepublik 
Polen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der 
Steuern vom Einkommen und vom Vermögen mit Begründung und 
Vorblatt (Anlage 1). Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. Der Wortlaut des Abkommens und des 
Protokolls in deutscher und polnischer Sprache und eine Denkschrift 
zum Abkommen sind beigefügt. 

Der Gesetzentwurf ist von den Bundesministern der Finanzen und 
des Auswärtigen gemeinsam erstellt worden. 

Der Bundesrat hat in seiner 406. Sitzung am 31. Mai 1974 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetz- 
entwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bun- 
desrates ist in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dar- 
gelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 
Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Abkommen vom 18. Dezember 1972 
zwischen der Bundesrepubiik Deutschiand und der Voiksrepubiik Poien 
zur Vermeidung der Doppeibesteuerung auf dem Gebiete der Steuern 
vom Einkommen und vom Vermögen 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Dem in Warschau am 18. Dezember 1972 Unter- 
zeichneten Abkommen zwischen der Bundesrepu- 
blik Deutschland und der Volksrepublik Polen zur 
Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Ge- 
biete der Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen und dem dazugehörenden Protokoll vom 
18. Dezember 1972 wird zugestimmt. Das Abkommen 
und das Protokoll werden nachstehend veröffent- 
licht. 

Artikel 2 

(1) Soweit das Abkommen auf Grund seines Ar- 
tikels 25 Abs. 2 für die Zeit vor seinem Inkraft- 
treten anzuwenden ist, steht dieser Anwendung die 
Unanfechtbarkeit bereits vor dem Inkrafttreten er- 
gangener Steuerfestsetzungen nicht entgegen. 

(2) Soweit sich auf Grund des Absatzes 1 dieses 
Artikels oder auf Grund des Artikels 25 Abs. 2 des 


Abkommens für die Zeit bis zum Beginn des Kalen- 
derjahres, in dem das Abkommen in Kraft tritt, bei 
der jeweiligen Steuerart unter Berücksichtigung der 
jeweiligen deutschen und polnischen Besteuerung 
insgesamt eine höhere Belastung ergibt, als sie nach 
den Rechtsvorschriften vor Inkrafttreten des Ab- 
kommens bestand, wird der Steuermehrbetrag nicht 
erhoben. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, sofern das 
Land Berlin die Anwendung dieses Gesetzes fest- 
stellt. 


Artikel 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Ver- 
kündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem 
Artikel 25 Abs. 2 in Kraft tritt, ist im Bundesgesetz- 
blatt bekanntzugeben. 
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Begründung 

Zu Artikel 1 

Auf das Abkommen findet Artikel 59 Abs* 2 Satz 1 
des Grundgesetzes Anwendung, da es sich auf Ge- 
genstände der Bundesgeselz^elMiriieg beÄM. 

Die Zustimmung des Bundesrates ist nach Artikel 105 
Abs. 3 des Grundgesetzes erforderlich, weil das 
Aufkommen aus den vom Abkommen betroffenen 
Steuern gemäß Artikel 106 des Grundgesetzes ganz 
oder zum Teil den Ländern oder den Gemeinden zu- 
fließt. 

Zu Artikel 2 

Das Abkomnren ist nach seinem Artikel 25 Abs. 2 
erstmals auf Steuern anzruwenden, die für das Kalen- 
der jahr 1972 erhoben werden. Dieser Rückwirkungs- 
zeitraum berücksichtigt, daß sich die Verhandlun- 
gen über das Abkommen längere Zeit hinzogen. Um 
die betroffenen Steuerpflichtigen uneingeschränkt 
in den Genuß der rückwirkenden Abkornmensan- 
wendung zu bringen, sieht Absatz 1 des Artikels 
klarstellend vor, daß ihr die Unanfechtbarkeit be- 
reits ergangener Steuerfestsetzungen nicht ent- 
gegensteht. 

In besonders gelagerten Einzelfällen kann sich 
durch die im Abkommien vorgesehene Zuordnung 
der Besteuerungsrechte im Verhältnis zwischen den 
beiden Staaten eine höhere Gesamtbelastung an 
deutscher und polnischer Steuer ergeben, als nach 
den bisherigen Rechtsvorschriften- 

Absatz 2 des Artikels schließt daher — ungeachtet 
bislang schon geübter Verwaltungsmaßnahmen — 
für die Zeit vor dem Jahr des Inkrafttretens des 
Abkommens eine rückwirkende Verschlechterung 


für die Steuerpflichtigen kraft Gesetzes aus. Die 
Regelung besagt, daß in solchen Fallen eine etwaige 
deutsche/ Mehrsfeuer nur erhoben wird, soweit ihr 
eine Entlas,tung an polnischen Steuern gegenüher- 
steht. 

Zu Artikel 3 

Das Abkommen soll auch auf das Land Berlin An- 
wendung finden} das Gesetz enthält daher die üb- 
liche Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 4 

Die Bestimmung des Absatzes 1 entspricht dem Er- 
fordernis des Artikels 82 Abs. 2 des Grundgesetzes. 

Nach Absatz 2 ist der Zeitpunkt, in dem das Ab- 
kommen nach seinem Artikel 25 Abs. 2 in Kraft tritt, 
im Bundesgesetzblatt bekanntzugeben. 

Schlußbemerkung 

Durch das Abkommen verzichtet die Bundesrepu- 
blik zur Beseitigung der Doppelbesteuerung in ge- 
wissem Umfang auf Steuern, die dem Bund, den 
Ländern oder den Gemeinden zufließen. Anderer- 
seits brauchen gewisse zur Vermeidung der Doppel- 
besteuerung bisher eingeräumte Ermäßigungen an 
deutschen Steuern nicht mehr oder nicht mehr in 
bisheriger Höhe gewährt werden, weil die Doppel- 
besteuerung nach dem Abkommen schon durch 
Steuerverzichte Polens beseitigt oder gemildert 
wird. Das sich daraus ergebende Mehr- oder Min- 
deraufkommen wird haushaltswirtschaftlich nicht 
ins Gewicht fallen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland 
und der Volksrepublik Polen 
zur Vermeidung der Doppelbesteuerung 
auf dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 

Umowa 

mi^dzy Republik^ Federalnq Niemiec 
a Polsk^ Rzecz^pospolit^ Ludow^ 
w sprawie zapobiezenia podwöjnemu opodatkowaniu 
w zakresie podatköw od dochodu i maj^tku 


DIE BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND 
und 

DIE VOLKSREPUBLIK POLEN 


REPUBLIKA FEDERALNA NIEMIEC 

i 

POLSKA RZECZPOSPOLITA LUDOWA 


VON DEM WUNSCHE GELEITET, zwecks Entwicklung 
und Erleichterung ihrer wirtschaftlichen Beziehungen ein 
Abkommen zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der Steuern vom Einkommen und vom Ver- 
mögen zu schließen, 


POWODOWANE CH^CD^ dalszego rozwijania i ulat- 
winia idi stosunkow gospodarczydi postanowily zawrzec 
Umowg w sprawie zapobiezenia podwöjnemu opodatko- 
waniu w zakresie podatköw od dochodu i majqtku i 


HABEN FOLGENDES VEREINBART: UZGODNILY CO NAST^PUJE: 


Artikel 1 


Artykul 1 


Dieses Abkommen gilt für Personen, die in einem 
Vertragstaat oder in beiden Vertragstaaten ansässig sind. 


Niniejsza Umowa dotyczy osöb, ktöre maj^ miejsce 
zamieszkania lub siedzib^ w jednym lub obu Umawia- 
jj|cych siQ Pahstwach. 


Artikel 2 

(1) Dieses Abkommen gilt, ohne Rücksicht auf die Art 
der Erhebung, für Steuern vom Einkommen und vom 
Vermögen, die in einem der beiden Vertragstaaten er- 
hoben werden. 

(2) Als Steuern vom Einkommen und vom Vermögen 
gelten alle Steuern, die vom Gesamteinkommen, vom 
Gesamtvermögen oder von Teilen des Einkommens oder 
des Vermögens erhoben werden, einschließlich der Steu- 
ern vom Gewinn aus der Veräußerung beweglichen oder 
unbeweglichen Vermögens, der Lohnsummensteuern so- 
wie der Steuern vom Vermögenszuwachs. 

(3) Zu den zur Zeit bestehenden Steuern, für die dieses 
Abkommen gilt, gehören insbesondere 

a) in der Bundesrepublik Deutschland: 

die Einkommensteuer einschließlich der Ergänzungs- 
abgabe zur Einkommensteuer, 

die Körperschaftsteuer einschließlich der Ergänzungs- 
abgabe zur Körperschaftsteuer, 

die Vermögensteuer und 
die Gewerbesteuer; 

b) in der Volksrepublik Polen: 

podatek dochodowy (die Einkommensteuer), 

— podatek od wynagrodzeh (die Lohnsteuer), 


Artykul 2 

1. Niniejsza Umowa dotyczy — bez wzgl^du na sposöb 
poboru — podatköw od dodiodu i od maj^tku, ktöre 
pobiera si^ w jednym z obu Umawiaj^cych siQ Panstw. 

2. Za podatki od dochodu i od maj^tku uwaza sig 
wszystkie podatki, ktöre pobiera si^ od calego dochodu, 
od calego maj^tku albo od czQsci dodiodu lub maj^tku, 
wl^czaj^c podatki od zysku ze sprzedazy ruchomego lub 
nieruchomego maj^tku, podatki od sumy wynagrodzeh, 
Jak röwniez podatki od przyrostu maj^tku. 

3. Do aktualnie istniej^cych podatköw, ktörych dotyczy 
Umowa, nalez^ w szczegölnosci: 

1, w Republice Federalnej Niemiec: 

— podatek dochodowy (Einkommensteuer) wl^cznie z 
podatkiem uzupelniaj^cym do podatku dochodo- 
wego 

— podatek od dochodöw spölek (Körperschaftsteuer) 
wl^cznie z podatkiem uzupelniaj^cym do podatku 
od dochodöw spölek 

— podatek maj^tkowy (Vermögensteuer) 

— podatek przemyslowy (Gewerbesteuer) 

2. w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej : 

— podatek dochodowy 

— podatek od wynagrodzeh 
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podatek wyröwnawczy (die Ergänzungsteuer zur Ein- 
kommensteuer oder Lohnsteuer) und 

podatek dochodowy od spöldzielczosci (die Einkom- 
mensteuer der Genossenschaften). 

(4) Dieses Abkommen gilt auch für alle Steuern glei- 
cher oder ähnlicher Art, die künftig neben den zur Zeit 
bestehenden Steuern oder an deren Stelle erhoben wer- 
den. 

(5) Die Bestimmungen dieses Abkommens über die Be- 
steuerung des Einkommens oder des Vermögens gelten 
entsprechend für die nicht nach dem Einkommen oder 
dem Vermögen berechnete Gewerbesteuer, 

Artikel 3 

(1) Im Sinne dieses Abkommens, wenn der Zusammen- 
hang nicht anderes erfordert; 

a) bedeuten die Ausdrücke „ein Vertragstaat" und „der 
andere Vertragstaat", je nach dem Zusammenhang, 
die Bundesrepublik Deutschland oder die Volksrepu- 
blik Polen und, wenn für Zwecke dieses Abkommens 
im geographischen Sinne verwendet, das Gebiet, in 
dem das Steuerrecht des betreffenden Staates gilt; 

b) umfaßt der Ausdruck „Person" natürliche Personen 
und Gesellschaften; 

c) bedeutet der Ausdruck „Gesellschaft" juristische Per- 
sonen oder Rechtsträger, die für die Besteuerung wie 
juristische Personen behandelt werden; 

d) bedeuten die Ausdrücke „Unternehmen eines Ver- 
tragstaates" und „Unternehmen des anderen Vertrag- 
staates", je nachdem, ein Unternehmen, das von einer 
in einem Vertragstaat ansässigen Person betrieben 
wird, oder ein Unternehmen, das von einer in dem 
anderen Vertragstaat ansässigen Person betrieben 
wird; 

e) bedeutet der Ausdruck „zuständige Behörde" auf sei- 
ten der Bundesrepublik Deutschland den Bundes- 
minister der Finanzen und auf seiten der Volksrepu- 
blik Polen den Minister der Finanzen. 

(2) Bei Anwendung dieses Abkommens durch einen 
Vertragstaat hat, wenn der Zusammenhang nichts ande- 
res erfordert, jeder nicht anders definierte Ausdruck die 
Bedeutung, die ihm nach dem Recht dieses Staates über 
die Steuern zukommt, welche Gegenstand dieses Ab- 
kommens sind. 


Artikel 4 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„eine in einem Vertragstaat ansässige Person" eine 
Person, die nach dem Recht dieses Staates dort auf Grund 
ihres Wohnsitzes, ihres ständigen Aufenthalts, des Ortes 
ihrer Geschäftsleitung oder eines anderen ähnlichen 
Merkmals steuerpflichtig ist. 

(2) Ist nach Absatz 1 eine natürliche Person in beiden 
Vertragstaaten ansässig, so gilt folgendes: 

a) Die Person gilt als in dem Vertragstaat ansässig, in 
dem sie über eine ständige Wohnstätte verfügt. Ver- 
fügt sie in beiden Vertragstaaten über eine stän- 
dige Wohnstätte, so gilt sie als in dem Vertrag- 
staat ansässig, zu dem sie die engeren persönlichen 
und wirtschaftlichen Beziehungen hat. 


— podatek wyröwnawczy (podatek wyröwnawczy do 
podatku dodiodowego, albo podatku od wyna- 
grodzeh) 

— podatek dochodowy od spöldzielczosci. 

4. Niniejsza Umowa dotyczy röwniez wszystkich po- 
datköw takiego samego lub podobnego rodzaju, ktöre w 
przyszlosci bqd^ pobierane obok istniej^cych podatköw 
lub w ich miejsce. 

5. Postanowienia niniejszej Umowy w zakresie opo- 
datkowania dodiodu albo maj^tku maj^ odpowiednie 
zastosowanie do podatku przemyslowego, dla ktörego 
podstawy obliczenia nie stanowi dochöd lub majc^tek. 

Artykul 3 

1. W rozumieniu Umowy, jezeli z kontekstu nie innego 
nie wynika: 

a) wyrazenia „Umawiaj^ce siQ Panstwo" i „drugie Uma- 
wiaj^ce si^ Panstwo" oznaczaj^ odpowiednio Repu- 
blikQ Federaln^ Niemiec lub Polsk^ Rzeczpospolit^ 
Ludow^ i jezeli s^ zastosowane w sensie geogra- 
ficznym dla celöw niniejszej Umowy — obszar, na 
terenie ktörego stosowane jest prawo podatkowe da- 
nego pahstwa; 

b) wyrazenie „osoba" obejmuje osoby fizyczne i spölki; 

c) wyrazenie „spölka" oznacza osoby prawne lub jed- 
nostki prawne, ktöre dla opodatkowania traktuje siq 
jako osoby prawne; 

d) wyrazenia „przedsiqbiorstwo Umawiaj^eego siq Pah- 
stwa" i „przedsi^biorstwo drugiego Umawiaj^eego siQ 
Pahstwa" oznaczaj^ odpowiednio przedsi^biorstwo, 
prowadzone przez osobq maj^c^ miejsce zamieszkania 
lub siedzibQ w jednym Umawiaj^cym siq Pahstwie, 
albo przedsiqbiorstwo prowadzone przez osobq ma- 
j^c^ miejsce zamieszkania lub siedzib^ w drugim 
Umawiaj^cym si^ Pahstwie; 

e) wyrazenie „wlasciwa wladza" oznacza w Republice 
Federalnej Niemiec — Federalnego Ministra Finansöw 
a w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej — Ministra 
Finansöw. 

2. Przy stosowaniu niniejszej Umowy przez Umawia- 
j^ce siQ Pahstwo, jezeli z kontekstu nie innego nie wy- 
nika, kazde inaczej niezdefiniowane okreslenie ma takie 
znaczenie, jakie przyjmuje siQ wedlug prawa danego 
pahstwa w zakresie podatköw, ktöre s^ przedmiotem 
niniejszej Umowy. 


Artykul 4 

1. W rozumieniu niniejszej Umowy wyrazenie „osoba 
maj^ca miejsce zamieszkania lub siedzib^ w Umawia- 
j^cym liq Pahstwie" oznacza osobq, ktöra wedlug prawa 
tego pahstwa podlega tarn obowi^zkowi podatkowemu, 
z uwagi na jej miejsce zamieszkania, jej miejsce stalego 
pobytu, siedzibQ zarz^du, albo inne podobne znamiona. 

2. Jezeli stosownie do ust. 1 osoba fizyczna ma miej- 
sce zamieszkania w obu Umawiaj^cych si^ Pahstwach, 
wöwezas stosuje siQ nastqpuj^ce zasady: 

a) osobq uwaza siq za maj^c^ miejsce zamieszkania w 
tym Umawiaj^cym siQ Pahstwie, w ktörym ma ona 
Stale miejsce zamieszkania. Jezeli ma ona stale miej- 
sce zamieszkania w obu Umawiaj^cych siQ Pahstwach, 
wöwezas uwaza siq j^ za majqc^ miejsce zamieszkania 
w tym Umawiaj^cym siq Pahstwie, z ktörym ma scis- 
lejsze powi^zania osobiste i gospodarcze. 
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b) Kann nicht bestimmt werden, in welchem Vertrag- 
Staat die Person die engeren persönlichen und wirt- 
schaftlichen Beziehungen hat, oder verfügt sie in kei- 
nem der Vertragstaaten über eine ständige Wohn- 
stätte, so gilt sie als in dem Vertragstaat ansässig, 
in dem sie ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

(3) Ist nach Absatz 1 eine andere als eine natürliche 
Person in beiden Vertragstaaten ansässig, so gilt sie 
als in dem Vertragstaat ansässig, in dem sich der Ort 
ihrer tatsächlichen Geschäftsleitung befindet. 


Artikel 5 

(1) Im Sinne dieses Abkommens bedeutet der Ausdruck 
„Betriebstätte" eine feste Geschäftseinrichtung, in der 
die Tätigkeit des Unternehmens ganz oder teilweise aus- 
geübt wird. 

(2) Der Ausdruck „Betriebstätte" umfaßt insbesondere: 

a) einen Ort der Leitung, 

b) eine Zweigniederlassung, 

c) eine Geschäftsstelle, 

d) eine Fabrikationsstätte, 

e) eine Werkstätte, 

f) ein Bergwerk, einen Steinbruch oder eine andere 
Stätte der Ausbeutung von Bodenschätzen, 

g) eine Bauausführung oder Montage, deren Dauer zwölf 
Monate überschreitet. 

(3) Als Betriebstätten gelten nicht: 

a) Einrichtungen, die ausschließlich zur Lagerung, Aus- 
stellung oder Auslieferung von Gütern oder Waren 
des Unternehmens benutzt werden? 

b) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zur Lagerung, Ausstellung oder 
Auslieferung unterhalten werden; 

c) Bestände von Gütern oder Waren des Unternehmens, 
die ausschließlich zu dem Zweck unterhalten werden, 
durch ein anderes Unternehmen bearbeitet oder ver- 
arbeitet zu werden; 

d) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen 
Güter oder Waren einzukaufen oder Informationen 
zu beschaffen; 

e) eine feste Geschäftseinrichtung, die ausschließlich zu 
dem Zweck unterhalten wird, für das Unternehmen zu 
werben, Informationen zu erteilen, wissenschaftliche 
Forschung zu betreiben oder ähnliche Tätigkeiten aus- 
zuüben, die vorbereitender Art sind oder eine Hilfs- 
tätigkeit darstellen. 

(4) Ist eine Person — mit Ausnahme eines unabhängi- 
gen Vertreters im Sinne des Absatzes 5 — in einem Ver- 
tragstaat für ein Unternehmen des anderen Vertrag- 
staates tätig, so gilt eine in dem erstgenannten Staat 
gelegene Betriebstätte als gegeben, wenn die Person eine 
Vollmacht besitzt, im Namen des Unternehmens Verträge 
abzuschließen, und die Vollmacht in diesem Staat ge- 
wöhnlich ausübt, es sei denn, daß sich ihre Tätigkeit 
auf den Einkauf von Gütern oder Waren für das Unter- 
nehmen beschränkt. 

(5) Ein Unternehmen eines Vertragstaates wird nicht 
schon deshalb so behandelt, als habe es eine Betrieb- 
stätte in dem anderen Vertragstaat, weil es dort seine 
Tätigkeit durch einen Makler, Kommissionär oder einen 


b) jezeli nie mozna ustalic, w ktörym Umawiaj^cym siQ 
Pahstwie osoba ma scislejsze powi^zania osobiste i 
gospodarcze albo jezeli nie posiada ona stalego miej- 
sca zamieszkania w zadnym Umawiaj^cym siQ Pan- 
stwie, wöwczas uwaza siQ za maj^c^ miejsce 
zamieszkania w tym Umawiaj^cym siQ Pahstwie, w 
ktörym zwykle przebywa. 

3. Jesli stosownie do ust. 1 osoba nie b^d^ca osob^ 
fizyczn^ ma siedzibQ w obu Umawiaj^cydi siQ Pahstwach, 
uwaza siQ za maj^c^ siedzib^ w tym Umawiaj^cym 
siQ Pahstwie, w ktörym znajduje siQ miejsce jej fak- 
tycznego zarz^du. 


Artykul 5 

1. W rozumieniu niniejszej Umowy wyrazenie „zaklad" 
oznacza stal^ placöwkQ, w ktörej calkowicie albo cz^cio- 
wo wykonuje siQ dzialalnosc przedsiQbiorstwa. 

2. Wyrazenie „zaklad" obejmuje w szczegölnosci: 

a) miejsce zarz^dzania, 

b) filiQ, 

c) biuro, w ktörym prowadzona jest dzialalnosc hand- 
lowa, 

d) zaklad fabryczny, 

e) warsztat, 

f) kopalniQ, kamieniolom, albo inne miejsce wydoby- 
wania bogactw ziemnych, 

g) budowQ albo montaz, ktörych okres przekracza 12 mie- 
siQcy. 

3. Nie stanowi^ zakladu: 

a) placöwki, ktöre sluz^ wyl^cznie do skladowania, 
wystawiania albo wydawania döbr albo towaröw 
przedsi^biorstwa, 

b) zapasy döbr albo towaröw przedsi^biorstwa utrzymy- 
wanych wyl^cznie dla skladowania, wystawiania lub 
wydawania, 

c) zapasy döbr albo towaröw przedsiQbiorstwa, utrzymy- 
wanydi wyl^cznie w celu obröbki lub przerobu przez 
inne przedsiQbiorstwo, 

d) Stale placöwki, utrzymywane wylqcznie w celu za- 
kupu döbr lub towaröw dla przedsiebiorstwa, albo w 
celu uzyskiwania informacji, 

e) Stale placöwki, utrzymywane wyl^cznie w celach 
akwizycyjnydi dla przedsiebiorstwa, udzielania infor- 
macji, prowadzenia badah naukowydi albo wykony- 
wania podobnych czynnosci, ktöre maj^ Charakter 
przygotowawczy, albo stanowiq czynnosc pomocnicz^. 

4. Jezeli osoba, z wyjcttkiem niezaleznego przedstawi- 
ciela w rozumieniu ust. 5, dziala w Umawiajqcym sie 
Pahstwie dla przedsiebiorstwa drugiego Umawiaj^cego 
sie Pahstwa, uwaza sie iz w tym pierwszym Pahstwie 
istnieje zaklad, jezeli ta osoba posiada pelnomocnictwo 
do zawierania umöw w imieniu przedsiebiorstwa i pelno- 
mocnictwo w tym Pahstwie zwykle wykonuje, chyba, ze 
jej dzialalnosc ogranicza sie tylko do zakupu dla przedsie- 
biorstwa döbr lub towaröw. 

5. Nie bedzie sie traktowac przedsiebiorstwa Uma- 
wiajecego sie Pahstwa za posiadaj^ce zaklad w drugim 
Umawiajecym sie Pahstwie, tylko z tego powodu, ze 
wykonuje tarn czynnosci przez maklera, komisanta albo 
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anderen unabhängigen Vertreter ausübt, sofern diese 
Personen im Rahmen ihrer ordentlichen Geschäftstätig- 
keit handeln. 

(6) Allein dadurch, daß eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Gesellschaft eine Gesellschaft beherrscht oder 
von einer Gesellschaft beherrscht wird, die in dem an- 
deren Vertragstaat ansässig ist oder dort (entweder 
durch eine Betriebstätte oder in anderer Weise) ihre 
Tätigkeit ausübt, wird eine der beiden Gesellschaften 
nicht zur Betriebstätte der anderen. 


Artikel 6 

(1) Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen können in 
dem Vertragstaat besteuert werden, in dem dieses Ver- 
mögen liegt. 

(2) Der Ausdruck „unbewegliches Vermögen" bestimmt 
sich nach dem Recht des Vertragstaates, in dem das 
Vermögen liegt. Der Ausdruck umfaßt in jedem Fall das 
Zubehör zum unbeweglichen Vermögen, das lebende und 
tote Inventar land- und forstwirtschaftlicher Betriebe, 
die Rechte, auf die die Vorschriften des Privatrechts über 
Grundstücke Anwendung finden, die Nutzungsrechte an 
unbeweglichem Vermögen sowie die Rechte auf verän- 
derliche oder feste Vergütungen für die Ausbeutung oder 
das Recht auf Ausbeutung von Mineralvorkommen, 
Quellen und anderen Bodenschätzen; Schiffe und Luft- 
fahrzeuge gelten nicht als unbewegliches Vermögen. 

(3) Absatz 1 gilt für die Einkünfte aus der unmittel- 
baren Nutzung, der Vermietung oder Verpachtung sowie 
jeder anderen Art der Nutzung unbeweglichen Vermö- 
gens. 

(4) Die Absätze 1 und 3 gelten auch für Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen eines Unternehmens und für 
Einkünfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Aus- 
übung eines freien Berufes dient. 


Artikel 7 

(1) Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates 
können nur in diesem Staat besteuert werden, es sei 
denn, daß das Unternehmen seine Tätigkeit im anderen 
Vertragstaat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus- 
übt. übt das Unternehmen seine Tätigkeit in dieser 
Weise aus, so können die Gewinne des Unternehmens 
in dem anderen Staat besteuert werden, jedoch nur in- 
soweit, als sie dieser Betriebstätte zugerechnet werden 
können. 

(2) Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates seine 
Tätigkeit in dem anderen Vertragstaat durch eine dort 
gelegene Betriebstätte aus, so sind in jedem Vertragstaat 
dieser Betriebstätte die Gewinne zuzurechnen, die sie 
hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder ähn- 
liche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingun- 
gen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und 
im Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte 
sie ist, völlig unabhängig gewesen wäre. 

(3) Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte 
werden die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwen- 
dungen, einschließlich der Geschäftsführungs- und all- 
gemeinen Verwaltungskosten, zum Abzug zugelassen, 
gleichgültig, ob sie in dem Staat, in dem die Betriebstätte 
liegt, oder anderswo entstanden sind. 

(4) Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die 
einer Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne durch Auf- 
teilung der Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine 
einzelnen Teile zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, 
daß dieser Vertragstaat die zu besteuernden Gewinne 


innego niezaleznego przedstawiciela, o ile te osoby dzia- 
laj^ w ramach swojej zwyklej dzialalnosci handlowej. 

6, Sam fakt, ze spölka maj^ca siedzib^ w Umawiaj^- 
cym siq Panstwie, kontroluje lub jest kontrolowana przez 
spölkQ maj^c^ siedzib^ w drugim Umawiaj^cym siQ 
Panstwie, albo tarn wykonuj^c^ swoje czynnosci (przez 
posiadanie tarn zakladu albo w inny sposöb) nie oznacza, 
ze jedna z nich jest zakladem drugiej. 


A r ty kul 6 

1. Dochody z maji^tku nieruchomego mog^ byc opodat- 
kowane w tym Umawiaj^cym si^ Panstwie, w ktörym ten 
majatek jest polozony. 

2. Wyrazenie „majatek nieruchomy" rozumie siq wed- 
lug prawa Umawiaj^cego si^ Panstwa, w ktörym majatek 
ten jest polozony. Poj^cie to obejmuje w kazdym przy- 
padku przynaleznosc do maj^tku nieruchomego, zywy i 
martwy inwentarz gospodarstw rolnych i lesnych, prawa 
do ktöry-ch zastosowanie maj^ przepisy prawa cywilnego 

0 gruntach, prawa uzytkowania maj^tku nieruchomego, 
jak röwniez prawa do zmiennych lüb stalych swiadczen 
z tytulu eksploatacji albo prawa do eksploatacji zasoböw 
mineralnych, zrödel i innych bogactw naturalnych. Statki 

1 samoloty nie stanowi^ maj^tku nieruchomego. 

3. Ustqp 1 stosuje si^ do dochodöw z bezposredniego 
uzytkowania najmu lub dzierzawy, jak röwniez kazdego 
innego rodzaju uzytkowania maj^tku nieruchomego. 

4. UstQpy 1 do 3 stosuje si^ röwniez do dochodöw z 
maj^tku nieruchomego przedsiQbiorstwa i do dodiodu 
z maj^tku nieruchomego, ktöry sluzy do wykonywania 
wolnego zawodu. 


Artykul 7 

1. Zyski z przedsi^biorstwa Umawiaj^cego si^ Panstwa 
moga byc opodatkowane tylko w tym Panstwie, chyba 
ze przedsiebiorstwo prowadzi dzialalnosc w drugim Uma- 
wiaj^cym siQ Panstwie przez polozony tarn zaklad. Jezeli 
przedsi^biorstwo wykonuje dzialalnosc w ten sposöb, 
zyski przedsiqbiorstwa mog^ byc opodatkowane w dru- 
gim Umawiaj^cym si^ Panstwie jednak tylko w takiej 
mierze, w jakiej mog£i byö przypisane temu zakladowi. 

2. Jezeli przedsi^biorstwo Umawlajejcego si^ Panstwa 
wykonuje dzialalnosc w drugim Umawiaj^cym si^ Pan- 
stwie przez polozony tarn zaklad, to w kazdym Uma- 
wiaj^cym si^ Panstwie nalezy przypisac temu zakladowi 
takie zyski, ktöre möglby on osi^gn^c, gdyby wykony- 
wal tak^ sam^ lub podobn^ dzialalnosc w takich samycb 
lub podobnych warunkach jako samodzielne przedsiQ- 
biorstwo i byl calkowicie niezalezny w stosunkach z 
przedsi^biorstwem, ktörego jest zakladem. 

3. Przy ustalaniu zysköw zakladu dopuszcza si^ odlicze- 
nie nakladöw ponoszonych dla tego zakladu wl^cznie z 
kosztami zarz^dzania i ogölnymi kosztami administracyj- 
nymi niezaleznie od tego czy powstaly w tym panstwie, 
w ktörym lezy zaklad czy gdzieindziej. 

4. O ile w Umawiaj^cym si^ Panstwie istnieje zwyczaj 
ustalania zysköw zakladu przez podzial calkowitych zys- 
köw przedsi^biorstwa na jego poszczegölne cz^sci, 
ustqp 2 nie wyklucza ustalenie przez to Umawiaj^ce siQ 
Panstwo zysku do opodatkowania wedlug zwykle stoso- 
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nach der üblichen Aufteilung ermittelt; die Art der an- 
gewendeten Gewinnaufteilung muß jedoch so sein, daß 
das Ergebnis mit den Grundsätzen dieses Artikels über- 
einstimmt. 

(5) Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder 
Waren für das Unternehmen wird einer Betriebstätte 
kein Gewinn zugerechnet. 

(6) Bei Anwendung der vorstehenden Absätze sind die 
der Betriebstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr 
auf dieselbe Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausrei- 
chende Gründe dafür bestehen, anders zu verfahren. 

(7) Zu den Gewinnen eines Unternehmens eines Ver- 
tragstaates im Sinne dieses Artikels gehören alle Ein- 
künfte, die das Unternehmen aus diesem Vertragsstaat, 
aus dem anderen Vertragstaat oder aus einem Drittstaat 
bezieht. Gehören jedoch zu den Gewinnen Einkünfte im 
Sinne des Artikels 10, so werden die Bestimmungen jenes 
Artikels durch die Bestimmungen dieses Artikels nicht 
berührt. 


Artikels 

(1) Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder 
Luftfahrzeugen im internationalen Verkehr können nur 
in dem Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der 
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung des Unterneh- 
mens befindet. 

(2) Gewinne aus dem Betrieb von Schiffen, die der 
Binnenschiffahrt dienen, können nur in dem Vertragstaat 
besteuert werden, in dem sich der Ort der tatsächlichen 
Geschäftsleitung des Unternehmens befindet. 

(3) Befindet sich der Ort der tatsächlichen Geschäfts- 
leitung eines Unternehmens der See- oder Binnenschiff- 
fahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem Ver- 
tragstaat gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes 
liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in 
dem Vertragstaat, in dem die Person, die das Schiff be- 
treibt, ansässig ist. 

(4) Absätze 1 bis 3 gelten entsprechend für Beteili- 
gungen eines Unternehmens der Schiff- oder Luftfahrt 
an einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einem 
anderen internationalen Betriebszusammensdiluß. 


Artikel 9 

Wenn 

a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar oder 
mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder 
am Kapital eines Unternehmens des anderen Vertrag- 
staates beteiligt ist oder 

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an 
der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder am Kapital 
eines Unternehmens eines Vertragstaates und eines 
Unternehmens des anderen Vertragstaates beteiligt 
sind 

und in diesen Fällen zwischen den beiden Unternehmen 
hinsichtlich ihrer kaufmännischen oder finanziellen Be- 
ziehungen Bedingungen vereinbart oder auferlegt wer- 
den, die von denen abweichen, die unabhängige Unter- 
nehmen miteinander vereinbaren würden, so dürfen die 
Gewinne, die eines der Unternehmen ohne diese Bedin- 
gungen erzielt hätte, wegen dieser Bedingungen aber 
nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses Unternehmens zu- 
gerechnet und entsprechend besteuert werden. 


wanego podzialu; sposöb zastosowanego podzialu zysku 
musi jednak byc taki, zeby wynik byl zgodny z zasadami 
tego artykulu. 


5. Zysk zakladu nie moze byc ustalony na podstawie 
samego tylko zakupu döbr lub towaröw dla przedsi^- 
biorstwa. 

6. Przy stosowaniu poprzednidi ustQpöw ustalanie zys- 
köw zakladu powinno byc dokonywane kazdego roku w 
ten sam sposöb, chyba ze istniej^ uzasadnione powody, 
aby post^pic inaczej. 

7. Do zysköw przedsi^biorstwa Umawiaj^cego siQ Pah- 
stwa w rozumieniu niniejszego artykulu nalez^ wszystkie 
dochody, ktöre przedsi^biorstwo osi^ga w tym Umawiaj^- 
cym siQ Panstwie, w drugim Umawiaj^cym siQ Pahstwie 
lub w pahstwie trzecim. Jezeli jednak do zysköw nalez^ 
dochody w rozumieniu artykulu 10, wöwczas postano- 
wienia niniejszego artykulu nie naruszaj^ postanowieh 
tamtego artykulu. 


Artykul 8 

1. Zyski z eksploatacji statköw morskich lub samolo- 
töw w ruchu migdzynarodowym mog^ byc opodatkowane 
tylko w tym Umawiaj^cym si^ Pahstwie, w ktörym znaj- 
duje siQ miejsce faktycznego zarz^du przedsi^biorstwa. 

2. Zyski z eksploatacji statköw zeglugi srödl^dowej 
mog^ byc opodatkowane tylko w tym Umawiaj^cym si^ 
Pahstwie, w ktörym znajduje siQ miejsce faktycznego 
zarz^du przedsi^biorstwa. 

3. Jezeli miejsce faktycznego zarz^du przedsiQbiorstwa 
zeglugi morskiej lub srödl^dowej znajduje si^ na po- 
kladzie statku, uwaza siQ, ze znajduje siQ w tym Uma- 
wiaj^cym siQ Pahstwie, w ktörym lezy port macierzysty 
statku, a jezeli nie ma on portu macierzystego, w tym 
Umawiaj^cym siQ Pahstwie, w ktörym osoba eksploatu- 
j^ca statek ma miejsce zamieszkania lub siedzibQ. 

4. UstQp 1 do 3 maj^ odpowiednie zastosowanie do 
udzialu przedsiQbiorstwa zeglugowego lub lotniczego w 
umowie poolowej, we wspölnocie eksploatacyjnej lub tez 
w innym mi^dzynarodowym zwi^zku eksploatacyjnym. 


Artykul 9 

Jezeli: 

a) przedsi^biorstwo Umawiaj^cego siq Pahstwa bierze 
udzial bezposrednio lub posrednio w zarz^dzaniu, kon- 
troli albo w kapitale przedsi^biorstwa drugiego Uma- 
wiaj^cego siQ Pahstwa, albo, 

b) te same osoby bezposrednio lub posrednio bior^ 
udzial w zarz^dzaniu, kontroli lub kapitale przedsi^- 
biorstwa Umawiaj^cego siQ Pahstwa i przedsiQbior- 
stwa drugiego Umawiaj^cego si^ Pahstwa 

i w tych przypadkach mi^dzy dwoma przedsi^biorstwami 
w zakresie ich stosunköw handlowych lub finansowych, 
zostan^ umöwione lub narzucone warunki, ktöre rözni^ 
siq od warunköw, ktöre by ustalily mi^dzy sobq 
niezalezne przedsi^biorstwa, wöwczas zyski, ktöre 
osi^galoby jedno z przedsigbiorstw bez tydi warunköw, 
ale z powodu tych warunköw ich nie osi^gnelo, mogq byc 
uznane za zyski tego przedsi^biorstwa i odpowiednio 
opodatkowane. 
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Artikel 10 

(1) Dividenden, die eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Gesellschaft an eine in dem anderen Vertrag- 
staat ansässige Person zahlt, können in dem anderen 
Staat besteuert werden. 

(2) Diese Dividenden können jedoch in dem Vertrag- 
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft 
ansässig ist, nach dem Recht dieses Staates besteuert 
werden; die Steuer darf aber nicht übersteigen: 

a) 5 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden, 
wenn der Empfänger eine Gesellschaft ist, die un- 
mittelbar über mindestens 25 vom Hundert des Kapi- 
tals der die Dividenden zahlenden Gesellschaft ver- 
fügt; 

b) 15 vom Hundert des Bruttobetrages der Dividenden 
in allen anderen Fällen. 

(3) Solange in einem Vertragstaat der Satz der Steuer 
vom Gewinn einer Gesellschaft für den ausgeschütteten 
Gewinn niedriger ist als der Satz der Steuer für den 
nicht ausgeschütteten Gewinn und der Unterschied 
20 vom Hundert oder mehr beträgt, darf abweichend von 
Absatz 2 die Steuer, die in diesem Staat von den Divi- 
denden erhoben wird. 25 vom Hundert des Bruttobetrages 
der Dividenden zuzüglich der Ergänzungsabgabe betragen, 
wenn die Dividenden von einer in diesem Vertragstaat 
ansässigen Gesellschaft stammen und von einer in dem 
anderen Vertragstaat ansässigen Gesellschaft bezogen 
werden, der entweder selbst oder zusammen mit anderen 
Personen, von denen sie beherrscht wird oder die mit 
ihr gemeinsam beherrscht werden, unmittelbar oder mit- 
telbar mindestens 25 vom Hundert der stimmberechtigten 
Anteile der in dem erstgenannten Staat ansässigen Ge- 
sellschaft gehören, 

(4) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Divi- 
denden" bedeutet Einnahmen aus Aktien oder anderen 
Rechten — ausgenommen Forderungen — mit Gewinn- 
beteiligung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen 
stammende Einnahmen, die nach dem Steuerrecht des 
Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft ansässig 
ist, den Einnahmen aus Aktien gleichgestellt sind, 

(5) Die Absätze 1 bis 3 sind nicht anzuwenden, wenn 
der in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der Divi- 
denden in dem anderen Vertragstaat, in dem die die 
Dividenden zahlende Gesellschaft ansässig ist, eine Be- 
triebstätte hat und die Beteiligung, für die die Dividenden 
gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehört. 
In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(6) Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Ge- 
sellschaft Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Ver- 
tragstaat, so darf dieser andere Staat weder die Dividen- 
den besteuern, die die Gesellschaft an nicht in diesem 
anderen Staat ansässige Personen zahlt, noch Gewinne 
der Gesellschaft einer Steuer für nichtausgeschüttete 
Gewinne unterwerfen, selbst wenn die gezahlten Divi- 
denden oder die nichtausgeschütteten Gewinne ganz 
oder teilweise aus in dem anderen Staat erzielten Ge- 
winnen oder Einkünften bestehen. 


Artikel 11 

(1) Zinsen, die aus einem Vertragstaat stammen und an 
eine in dem anderen Vertragstaat ansässige Person ge- 
zahlt werden, können nur in dem anderen Staat besteuert 
werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Zin- 
sen" bedeutet Einkünfte aus öffentlichen Anleihen, aus 
Schuldverschreibungen, auch wenn sie durch Pfand- 


Artykul 10 

1. Dywidendy, ktöre placi spölka maj^ca siedzib^ w 
Umawiaj^cym si^ Pahstwie osobie maj^cej miejsce za- 
mieszkania lub siedzib^ w drugim Umawiaj^cym si^ 
Pahstwie, mog^ byc opodatkowane w tym drugim pah- 
stwie. 

2. Dywidendy te mog^ byc jednak opodatkowane w 
tym Umawiaj^cym si^ Pahstwie i wedlug prawa tego 
pahstwa, w ktörym spölka wyplacaj^ca dywidendy ma 
swoj^ siedzib^; podatek ten nie moze jednak przekroczyc: 
a) 5Vo kwoty dywidendy brutto, jezeli odbiorca jest 

spölka rozporz^dzaj^cä bezposrednio co najmniej 25 ®/o 
kapitalu spölki, wyplacajäcej dywidendy. 


b) 15*^/o kwoty dywidendy brutto we wszystkich innych 
przypadkadi. 

3. Jak dlugo w Umawiaj^cym si^ Pahstwie stawka po- 
datku od zysku spölki dotycz^ca zysku wydzielonego jest 
nizsza od stawki podatku dotycz^cej zysku niewydzielo- 
nego a röznica wynosi 20 ®/o lub wi^cej, wöwczas odmien- 
nie niz w ust^pie 2 podatek pobierany w tym pahstwie 
od dywidend moze wynosic 25 ®/o sumy dywidendy brutto 
z dodaniem podatku uzupelniaj^cego, jezeli dywidendy 
pochodzq od spölki maj^cej siedzib^ w tym pahstwie i 
pobierane przez spölkq maj^c^ siedzibQ w drugim 
Umawiaj^cym siQ Pahstwie, ktöra sama, lub razem z 
innymi osobami, ktöre jä kontroluja, albo razem z ni^ sä 
kontrolowane, posiada bezposrednio lub posrednio co 
najmniej 25 % udzialöw z prawem glosu w spölce, maj^- 
cej siedzib^ w pierwszym wymienionym pahstwie. 


4. Uzyty w tym artykule wyraz „dywidendy" oznacza 
wplywy z akcji lub innydi praw zwi^zanych z udzialem 
w zyskach, z wyj^tkiem wierzytelnosci, jak röwniez 
wplywy pochodz^ce z innych udzialöw w spölce, ktöre 
wedlug prawa podatkowego pahstwa, w ktörym spölka 
wydzielaj^ca dywidendy ma siedzib^, zröwnane s^ z 
wplywami z akcji, 

5. Nie stosuje si^ ust^pöw 1 do 3, jezeli odbiorca dywi- 
dend maj^cy miejsce zamieszkania lub siedzibq w Pah- 
stwie Umawiaj^cym si^, ma zaklad w drugim Umawiaj^- 
cym si^ Pahstwie, w ktörym znajduje si^ siedziba spölki 
plac^cej dywidendy a udzialy, z tytulu ktörydi wyplaca 
si^ dywidendy — faktycznie nalez^ do tego zakladu, 
W tym przypadku nalezy stosowac artykul 7. 

6. Jezeli spölka, ktörej siedziba znajduje si^ w Pah- 
stwie Umawiajäcym siQ, osi^ga zyski albo dochody z 
drugiego Umawiaj£|cego si^ Pahstwa, wöwczas to drugie 
pahstwo, nie moze ani obci^zac podatkiem dywidend, 
ktöre ta spölka placi osobom nie maj^cym miejsca 
zamieszkania lub siedziby w tym drugim pahstwie, ani 
tez obciqzac zysku spölki podatkiem od niewydzielonego 
zysku, nawet kiedy wyplacone dywidendy lub niewy- 
dzielone zyski calkowicie albo czQsciowo podiodz^ z 
zysköw albo dochodöw osi^gni^tych w drugim pahstwie. 


Artykul 11 

1. Odsetki, ktöre pochodz^ z jednego Umawiaj^cego si^ 
Pahstwa i wyplacane s^ osobie maj^cej miejsce za- 
mieszkania lub siedziby w drugim Umawiaj^cym siQ 
Pahstwie, mog^ byc opodatkowane tylko w tym drugim 
pahstwie. 

2. Uzyty w tym artykule wyraz „odsetki" oznacza dodio- 
dy od publicznydi pozyczek, od skryptöw dluznych, takze 
wtedy, kiedy s^ one zabezpieczone prawem zastawu na 
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rechte an Grundstücken gesichert oder mit einer Gewinn- 
beteiligung ausgestattet sind, und aus Forderungen jeder 
Art sowie alle anderen Einkünfte, die nach dem Steuer- 
recht des Staates, aus dem sie stammen, den Einkünften 
aus Darlehen gleichgestellt sind. 

(3) Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der 
in einem Vertragstaat ansässige Empfänger der Zinsen 
in dem anderen Vertragstaat, aus dem die Zinsen stam- 
men, eine Betriebstätte hat und die Forderung, für die 
die Zinsen gezahlt werden, tatsächlich zu dieser Betrieb- 
stätte gehört. In diesem Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Zinsen gelten dann als aus einem Vertragstaat 
stammend, wenn der Schuldner in diesem Staat ansässig 
ist. Hat aber der Schuldner der Zinsen, ohne Rücksicht 
darauf, ob er in einem Vertragstaat ansässig ist oder 
nicht, in einem Vertragstaat eine Betriebstätte und ist 
die Schuld, für die die Zinsen gezahlt werden, für Zwecke 
der Betriebstätte eingegangen und trägt die Betriebstätte 
die Zinsen, so gelten die Zinsen als aus dem Vertrag- 
staat stammend, in dem die Betriebstätte liegt. 


Artikel 12 

(1) Lizenzgebühren, die aus einem Vertragstaat stam- 
men und von einer in dem anderen Vertragstaat an- 
sässigen Person bezogen werden, können nur in dem 
anderen Staat besteuert werden. 

(2) Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Li- 
zenzgebühren" bedeutet Vergütungen jeder Art, die für 
die Benutzung oder für das Recht auf Benutzung von Ur- 
heberrechten, Patenten, Warenzeichen (trade mark oder 
trade name), Mustern oder Modellen, Plänen, geheimen 
Formeln oder Verfahren oder für die Benutzung oder das 
Recht auf Benutzung gewerblicher, kaufmännischer oder 
wissenschaftlicher Ausrüstungen oder für die Mitteilung 
gewerblicher, kaufmännischer oder wissenschaftlicher 
Erfahrungen oder für die Benutzung oder das Recht auf 
Benutzung von kinematographischen Filmen oder Band- 
aufnahmen für Fernsehen oder Rundfunk gezahlt werden. 

(3) Absatz 1 ist nicht anzu wenden, wenn der in einem 
Vertragstaat ansässige Empfänger der Lizenzgebühren 
in dem anderen Vertragstaat, aus dem die Lizenzgebühren 
stammen, eine Betriebstätte hat und die Rechte oder 
Vermögenswerte, für die Lizenzgebühren gezahlt werden, 
tatsächlich zu dieser Betriebstätte gehören. In diesem 
Fall ist Artikel 7 anzuwenden. 

(4) Bestehen zwischen Schuldner und Gläubiger oder 
zwischen jedem von ihnen und einem Dritten besondere 
Beziehungen und übersteigen deshalb die gezahlten Li- 
zenzgebühren, gemessen an der zugrunde liegenden Lei- 
stung, den Betrag, den Schuldner und Gläubiger ohne 
diese Beziehungen vereinbart hätten, so wird dieser 
Artikel nur auf diesen letzten Betrag angewendet. In 
diesem Fall kann der übersteigende Betrag nach dem 
Recht jedes Vertragstaates und unter Berücksichtigung 
der anderen Bestimmungen dieses Abkommens besteuert 
werden. 


Artikel 13 

(1) Einkünfte, die eine in einem Vertragstaat ansässi- 
ge Person aus einem freien Beruf oder aus sonstiger 
selbständiger Tätigkeit ähnlicher Art bezieht, können 
nur in diesem Staat besteuert werden, es sei denn, daß 
die Person für die Ausübung ihrer Tätigkeit in dem 
anderen Vertragstaat regelmäßig über eine feste Ein- 
richtung verfügt. Verfügt sie über eine solche feste 
Einrichtung, so können die Einkünfte in dem anderen 


gruntach albo sg zabezpieczone udzialem w zyskadi i z 
roszczen wszelkiego rodzaju, jak tez wszelkie inne docho- 
dy, ktöre wedlug prawa podatkowego panstwa, z ktörego 
pochodz^ zröwnane z dochodami z pozyczek. 

3. Ust^pu 1 i 2 nie nalezy stosowac, jezeli odbiorca 
odsetek maj^cy miejsce zamieszkania lub siedzib^ w 
Umawiaj^cym sig Panstwie ma zaklad w drugim Uma- 
wiajgcyra sig Panstwie, z ktörego pochodz^ odsetki, i 
jezeli roszczenia, dla ktörych zaspokojenia s^ placone 
odsetki, faktycznie nalezg do tego zakladu. W tym 
przypadku nalezy stosowac artykul 7. 

4. Odsetki uwaza sig za pochodzgce z Umawiaj^cego 
sig Panstwa, jezeli diuznik ma miejsce zamieszkania lub 
siedzibg w tym panstwie. Jezeli jednak diuznik odsetek 
— bez wzglgdu na to czy ma lub nie ma miejsca 
zamieszkania lub siedziby w Umawiajgcym sig Panstwie — 
ma w Umawiaj^cym sig Panstwie zaklad, a dlug od 
ktörego sg placone odsetki zostal zaci^gnigty na cele 
zakladu i zaklad placi odsetki, uwaza sig odsetki za 
pochodzgce z tego Umawiajgcego sig Panstwa, w ktörym 
znajduje sig zaklad. 

Artykul 12 

1. Oplaty licencyjne, podiodzgce z Umawiajgcego sig 
Panstwa wyplacane osobie majgcej miejsce zamieszkania 
lub siedzibg w drugim Umawiajgcym sig Panstwie, mogg 
byc opodatkowane tylko w tym drugim panstwie. 

2. Uzyte w tym artykule wyrazenie „oplaty licencyjne" 
oznacza wszelkiego rodzaju wynagrodzenia, ktöre sig 
placi za uzytkowanie lub prawo do uzytkowania praw 
autorskich, patentöw, znaköw towarowydi (trade mark 
lub trade name), wzoröw albo modeli, planöw, tajnych 
formul i procesöw produkcyjnydi, za uzytkowanie lub 
prawo do uzytkowania wyposazenia przemyslowego, 
handlowego lub naukowego, albo za udostgpnienie 
doswiadczen przemyslowych, handlowych lub naukowych, 
albo za uzytkowanie lub prawo do uzytkowania filmöw 
kinematograficznych, tasm filmowych lub magnetofono- 
wych dla telewizji lub radia. 

3. Ustgpu 1 nie stosuje sig, jezeli odbiorca oplat 
licencyjnych majgcy miejsce zamieszkania lub siedzibg 
w Umawiajgcym sig Panstwie, ma zaklad w drugim Uma- 
wiajgcym sig Panstwie, z ktörego pochodzg oplaty 
licencyjne a prawo albo wartosci majgtkowe, za ktöre 
placi sig oplaty licencyjne, rzeczywiscie nalezg do tego 
zakladu. W tym przypadku nalezy stosowac artykul 7. 

4. Jezeli migdzy dluznikiem a wierzycielem albo 
migdzy kazdym z nich a osobg trzecig istniejg szczegölne 
stosunki i dlatego zaplacone oplaty licencyjne przekra- 
czajg w stosunku do swiadczenia podstawowego kwotg, 
ktörg diuznik i wierzyciel umöwiliby bez tych stosunköw, 
wöwczas artykul ten stosuje sig tylko do tej ostatnio 
wyraienionej kwoty. W tym przypadku nadwyzka ponad 
tg kwotg moze byc opodatkowana wedlug prawa kazdego 
Umawiajgcego sig Panstwa oraz przy uwzglgdnieniu 
innych przepisöw niniejszej Umowy. 


Artykul 13 

1. Dochody, ktöre osoba majgca miejsce zamieszkania 
lub siedzibg w Umawiajgcyra sig Panstwie osigga z 
wykonywania wolnego zawodu albo z innej samodzielnej 
dzialalnosci podobnego rodzaju, mogg byc opodatkowane 
tylko w tym panstwie, chyba ze dla wykonywania swojej 
dzialalnosci w drugim Umawiajgcyra sig Panstwie dys- 
ponuje ona normalnie stalg placöwkg, Jezeli rozporzgdza 
ona takg stalg placöwkg, wöwczas dochody raogg byö 
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Staat besteuert werden, jedoch nur insoweit, als sie 
dieser festen Einrichtung zugerechnet werden können. 

(2) Der Ausdruck „freier Beruf" umfaßt insbesondere 
die selbständig ausgeübte wissenschaftliche, literarische, 
künstlerische, erzieherische oder unterrichtende Tätigkeit 
sowie die selbständige Tätigkeit der Ärzte, Rechtsan- 
wälte, Ingenieure, Architekten und Zahnärzte. 


Artikel 14 

(1) Vorbehaltlich der Artikel 15, 16 Absatz 2, 17 und 18 
können Gehälter, Löhne und ähnliche Vergütungen, die 
eine in einem Vertragstaat ansässige natürliche Person 
aus unselbständiger Arbeit bezieht, nur in diesem Staat 
besteuert werden, es sei denn, daß die Arbeit in dem 
anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Wird die Arbeit 
dort ausgeübt, so können die dafür bezogenen Vergütun- 
gen in diesem anderen Staat besteuert werden. 

(2) Ungeachtet des Absatzes 1 können Vergütungen, 
die eine in einem Vertragstaat ansässige natürliche Per- 
son für die in dem anderen Vertragstaat ausgeübte un- 
selbständige oder selbständige Tätigkeit bezieht, nur in 
dem erstgenannten Staat versteuert werden, wenn 

a) der Empfänger sich in dem anderen Staat insgesamt 
nicht länger als 183 Tage während des betreffenden 
Kalenderjahres aufhält und 

b) die Vergütungen von einer Person oder für eine 
Person gezahlt werden, die nicht in dem anderen 
Staat ansässig ist, und 

c) die Vergütungen nicht von einer Betriebstätte getra- 
gen werden, welche die Person, die die Vergütungen 
zahlt, in dem anderen Staat hat. 

(3) Ungeachtet der vorstehenden Bestimmungen dieses 
Artikels können Vergütungen für unselbständige Arbeit, 
die an Bord eines Seeschiffes oder Luftfahrzeuges im 
internationalen Verkehr oder an Bord eines Schiffes, 
das der Binnenschiffahrt dient, ausgeübt wird, in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitunq des Unternehmens befin- 
det. 


Artikel 15 

Aufsichtsrats- oder Verwaltungsratsvergütungen und 
ähnliche Zahlungen, die eine in einem Vertragstaat an- 
sässige Person in ihrer Eigenschaft als Mitglied des 
Aufsichts- oder Verwaltungsrates einer Gesellschaft be- 
zieht, die in dem anderen Vertragstaat ansässig ist, kön- 
nen in dem anderen Staat besteuert werden. 


Artikel 16 

(1) Ungeachtet der Artikel 13 und 14 können Einkünfte, 
die berufsmäßige Künstler, wie Bühnen-, Film-, Rundfunk- 
oder Fernsehkünstler und Musiker, sowie Sportler aus 
ihrer in dieser Eigenschaft persönlich ausgeübten Tätig- 
keit beziehen, in dem Vertragstaat besteuert werden, in 
dem sie diese Tätigkeit ausüben. 

(2) Abweichend von Absatz 1 können Einkünfte aus 
Tätigkeiten der in Absatz 1 genannten Art bei Personen, 
die im Rahmen des vom Entsendestaat gebilligten Kultur- 
austausches auftreten, nur in dem Staat besteuert werden, 
in dem sie ansässig sind. 


opodatkowane w tym drugim pahstwie, jednak tylko o 
tyle, o ile mogq byc przypisane tej stalej placöwce. 

2. Okreslenie „wolny zawöd" obejmuje w szczegölnosci 
samodzielne wykonywanie dzialalnosci naukowej, lite- 
rackiej, artystycznej, dydaktycznej, albo oswiatowej, 
jak röwniez samodzielnq dzialalnosc adwokatöw, ardii- 
tektöw, inzynieröw, lekarzy i lekarzy dentystöw. 


Artykul 14 

1. Z zastrzezeniem postanowien artykulu 15, artykulu 16 
ustqpu 2, artykulu 17 i artykulu 18 pensje, place i 
podobne wynagrodzenia, ktöre osoba fizyczna majqca 
miejsce zamieszkania w Umawiaj^cym si^ Panstwie 
osiqga z pracy najemnej mogq byc opodatkowane tylko 
w tym panstwie, diyba ze wykonuje prac^ w drugim 
Umawiajqcym si^ Panstwie. Jezeli praca jest tarn 
wykonywana, wowczas osi^gni^te za ni^ wynagrodzenia 
mogq byc opodatkowane w tym drugim pahstwie. 

2. Bez wzglqdu na ustqp 1, wynagrodzenia jakie osoba 
fizyczna majqca miejsce zamieszkania w Umawiajqcym 
siQ Pahstwie osiqga z pracy najemnej lub samodzielnej, 
wykonywanej na terenie drugiego Umawiajqcego siQ 
Pahstwa, mogq byc opodatkowane tylko w pierwszym 
powolanym pahstwie, jezeli 

a) odbiorca przebywa w drugim pahstwie Iqcznie nie 
dluzej niz 183 dni podczas danego roku kalendarzo- 
wego i 

b) wynagrodzenia sq wyplacane przez osobq lub osobie, 
ktöra nie ma w tym drugim pahstwie miejsca 
zamieszkania lub siedziby i 

c) wynagrodzenia nie sq ponoszone przez zaklad, ktöry 
posiada w drugim pahstwie osoba placqca wynagro- 
dzenia. 

3. Bez wzglQdu na poprzednie postanowienia tego 
artykulu wynagrodzenia z pracy najemnej wykonywanej 
na pokladzie statku morskiego lub samolotu w ruchu 
miQdzynarodowym, albo na pokladzie statku zeglugi 
srödlqdowej mog^ byc opodatkowane w tym Uma- 
wiajqcym siq Pahstwie, w ktörym znajduje siQ miejsce 
faktycznego zarzqdu przedsiqbiorstwa. 


Artykul 15 

Wynagrodzenie, ktöre osoba majqca miejsce zamie- 
szkania w Umawiajqcym siq Pahstwie osiqga z tytulu 
czlonkostwa w radzie nadzorczej albo radzie zarzqdzajqcej 
spölki, majqcej siedzibq w drugim Umawiajqcym siq 
Pahstwie, mogq byc opodatkowane w tym drugim 
pahstwie. 


Artykul 16 

1. Bez wzgl^du na postanowienia artykulu 13 i 14, 
dochody zawodowych artystöw, jak np. artystöw sce- 
nicznydi, filmowych, radiowydi oraz telewizyjnych, jak 
tez muzyköw i sportowcöw z osobiscie wykonywanej 
w tym charakterze dzialalnosci, mogq podlegac opodat- 
kowaniu w tym z Umawiajqcych siQ Pahstw, w ktörym 
wykonujq oni te czynnosci. 

2. Odmiennie od postanowien ustqpu 1, dochody z 
rodzajöw dzialalnosci okreslonych w ustQpie 1, osiqgane 
przez osoby, ktöre wystQpujq w ramach wymiany 
kulturalnej, aprobowanej przez Pahstwo wysylajqce, 
mog^ byc opodatkowane tylko w tym pahstwie, w 
ktörym majq miejsce zamieszkania. 
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Artikel 17 

(1) Vergütungen, die von einem Vertragstaat oder einer 
seiner Gebietskörperschaften unmittelbar oder aus einem 
von diesem Staat oder der Gebietskörperschaft errichteten 
Sondervermögen an eine natürliche Person für die diesem 
Staat oder der Gebietskörperschaft in Ausübung öffent- 
licher Funktionen erbrachten Dienste gewährt werden, 
können in diesem Staat besteuert werden. 

(2) Auf Vergütungen für Dienstleistungen, die im Zu- 
sammenhang mit einer kaufmännischen oder gewerb- 
lichen Tätigkeit eines der Vertragstaaten oder einer sei- 
ner Gebietskörperschaften erbracht werden, finden die 
Artikel 14 und 15 Anwendung. 

Artikel 18 

(1) Die Vergütungen von Hochschullehrern und ande- 
ren Lehrern, die in einem Vertragstaat ansässig sind und 
während eines vorübergehenden Aufenthalts von höch- 
stens 2 Jahren in dem anderen Vertragstaat an einer 
Universität oder anderen nicht Erwerbszwecken dienen- 
den Lehr- oder Forschungsanstalt eine Lehrtätigkeit aus- 
führen oder wissenschaftliche Forschung betreiben, kön- 
nen nur in dem erstgenannten Staat besteuert werden. 

(2) Zahlungen, die ein Stipendiat, Student, Praktikant 
oder Lehrling, der in einem Vertragstaat ansässig ist 
oder vorher dort ansässig war und der sich in dem ande- 
ren Vertragstaat ausschließlich zum Studium oder zur 
Ausbildung aufhält, für seinen Unterhalt, sein Studium 
oder seine Ausbildung erhält, werden in dem anderen 
Staat nicht besteuert, sofern ihm diese Zahlungen aus 
Quellen außerhalb des anderen Staates zufließen. 

Artikel 19 

Die in den vorstehenden Artikeln nicht ausdrücklich 
erwähnten Einkünfte einer in einem Vertragstaat an- 
sässigen Person können nur in diesem Staat besteuert 
werden. 


Artikel 20 

(1) Unbewegliches Vermögen im Sinne des Artikels 6 
Absatz 2 kann in dem Vertragstaat besteuert werden, 
in dem dieses Vermögen liegt. 

(2) Bewegliches Vermögen, das Betriebsvermögen einer 
Betriebstätte eines Unternehmens darstellt oder das zu 
einer der Ausübung eines freien Berufes dienenden 
festen Einrichtung gehört, kann in dem Vertragstaat 
besteuert werden, in dem sich die Betriebstätte oder 
die feste Einrichtung befindet. 

(3) Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr und Schiffe, die der Binnenschiffahrt dienen, 
sowie bewegliches Vermögen, das dem Betrieb dieser 
Schiffe und Luftfahrzeuge dient, können nur in dem 
Vertragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der 
tatsächlichen Geschäftsleitung des Unternehmens befin- 
det. 

(4) Alle anderen Vermögensteile einer in einem Ver- 
tragstaat ansässigen Person können nur in diesem Staat 
besteuert werden. 

Artikel 21 

(1) Bei einer in der Bundesrepublik Deutschland an- 
sässigen Person wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage für die Steuer der 
Bundesrepublik Deutschland werden die Einkünfte 


Artykul 17 

1. Wynagrodzenia, placone przez jedno Umawiaj^ce 
si^ Pahstwo albo przez jego jednostk^ terenow^ 
bezposrednio, albo ze specjalnego maj^tku utworzonego 
przez to pahstwo lub przez jego jednostk^ terenow^ 
osobie fizycznej z tytulu uslug w ramadi sprawowania 
funkcji publicznych na rzecz tego pahstwa lub jednostki 
terenowej, mog^ byc opodatkowane w tym pahstwie. 

2. Do wynagrodzeh za uslugi, ktöre pozostaj^ w 
zwi^zku z dzialalnosci^ kupieck^ lub przemyslow^ 
jednego z Pahstw Umawiaj^cych si^ lub jego jednostek 
terenowych majci zastosowanie artykuly 14 i 15. 


Artykul 18 

1. Wynagrodzenia nauczycieli akademickich i innydi 
nauczycieli, ktörzy maj^ miejsce zamieszkania w jednym 
Umawiaj^cym si^ Pahstwie i podczas przejsciowego 
pobytu w drugim Umawiaj^cym si^ Pahstwie nie 
przekraczaj^cego 2 lat na uniwersytecie albo w innym 
zakladzie naukowym lub badawczym, nie sluz^cym celom 
zarobkowym, wykonuj^ dzialalnosc dydaktyczn^, albo 
prowadz^ badania naukowe, mog^ byc opodatkowane 
tylko w pierwszym pahstwie. 

2. Platnosci, otrzymywane na utrzymanie, studia i 
ksztalcenie przez stypendyst^, studenta, praktykanta lub 
ucznia, ktöry ma miejsce zamieszkania w jednym Uma- 
wiaj^cym siQ Pahstwie, albo przedtem mial tarn miejsce 
zamieszkania i ktöry przebywa w drugim Umawiaj^cym 
siQ Pahstwie wyl^cznie dla studiöw lub ksztalcenia si^ 
nie podlegaj^ opodatkowaniu w tym drugim pahstwie, 
jezeli platnosci te podiodz^ ze zrödel spoza tego drugiego 
pahstwa. 

Artykul 19 

Dochody nie wymienione wyraznie w poprzednidi 
artykutach osöb, maj^cych miejsce zamieszkania lub 
siedzib^ w Pahstwie Umawiaj^cym si^, moga byc 
opodatkowane tylko w tym pahstwie. 

Artykul 20 

1. Maj^tek nieruchoray w rozumieniu artykulu ß 
ust^p 2 moze byc opodatkowany w tym Umawiaj^cym 
si^ Pahstwie, na terenie ktörego jest polozony. 

2. Maj^tek ruchomy, ktöry stanowi maj^tek obrotowy 
zakladu danego przedsi^biorstwa, albo ktöry nalezy do 
stalej placöwki sluz£icej do wykonywania wolnego 
zawodu, moze byc opodatkowany w tym Umawiaj^cym 
si^ Pahstwie, w ktörym znajduje siQ zaklad lub stala 
placöwka. 

3. Statki morskie i samoloty w ruchu rai^dzynarodowym 
i statki zeglugi srödl^dowej, jak tez maj^tek rudiomy, 
sluz^cy do eksploatacji tych statköw i samolotöw, mog^ 
byc opodatkowane tylko w tym Umawiaj^cym si^ 
Pahstwie, w ktörym znajduje si^ miejsce faktycznego 
zarz^du przedsi^biorstwa. 

4. Wszelkie inne skladniki maj^tkowe osoby maj^cej 
miejsce zamieszkania lub siedzib^ w Umawiaj^cym si^ 
Pahstwie mog^ byc opodatkowane tylko w tym pahstwie. 

Artykul 21 

1. Podatek od osoby maj^cej miejsce zamieszkania lub 
siedzibQ w Republice Federalnej Niemiec ustala si^ w 
sposöb nast^puj^cy; 

a) jezeli nie ma miec zastosowania litera b), z podstawy 
wymiaru dla podatku w Republice Federalnej Niemiec 
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aus Quellen innerhalb der Volksrepublik Polen und 
die in der Volksrepublik Polen gelegenen Vermögens- 
werte ausgenommen, die nach diesem Abkommen in 
der Volksrepublik Polen besteuert werden können, 
soweit nicht Buchstabe b) anzuwenden ist. Die Bun- 
desrepublik Deutschland wird jedoch die so ausge- 
nommenen Einkünfte und Vermögenswerte bei der 
Festsetzung des Steuersatzes berücksichtigen. 

Auf Dividenden ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn die 
Dividenden einer in der Bundesrepublik Deutschland 
ansässigen Kapitalgesellschaft von einer in der Volks- 
republik Polen ansässigen Gesellschaft gezahlt wer- 
den, deren stimmberechtigte Anteile zu mindestens 
25 vom Hundert der erstgenannten Gesellschaft ge- 
hören. Von der Bemessungsgrundlage für die Steuer 
der Bundesrepublik Deutschland werden ebenfalls Be- 
teiligungen ausgenommen, deren Dividenden nach 
dem vorstehenden Satz von der Steuerbemessungs- 
grundlage ausgenommen sind oder bei Zahlung aus- 
zunehmen wären. 

b) Die Steuer, die nach dem Recht der Volksrepublik 
Polen und in Übereinstimmung mit diesem Abkommen 
für die nachstehenden, aus Quellen innerhalb der 
Volksrepublik Polen stammenden Einkünfte gezahlt 
wird, wird unter Beachtung der Vorschriften des 
Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland über 
die Anrechnung ausländischer Steuern auf die von 
diesen Einkünften in der Bundesrepublik Deutschland 
erhobene Steuer angerechnet: 

1. Dividenden, die nicht unter Buchstabe a) fallen, 

2. Einkünfte im Sinne des Artikels 15, 

3. Einkünfte im Sinne des Artikels 16 Absatz 1. 

(2) Bei einer in der Volksrepublik Polen ansässigen Per- 
son wird die Steuer wie folgt festgesetzt: 

a) Von der Bemessungsgrundlage für die Steuer der 
Volksrepublik Polen werden die Einkünfte aus Quel- 
len innerhalb der Bundesrepublik Deutschland und 
die in der Bundesrepublik Deutschland gelegenen 
Vermögenswerte ausgenommen, die nach diesem Ab- 
kommen in der Bundesrepublik Deutschland besteuert 
werden können, soweit nicht Buchstabe b) anzuwen- 
den ist. Die Volksrepublik Polen wird jedoch die so 
ausgenommenen Einkünfte und Vermögenswerte bei 
der Festsetzung des Steuersatzes berücksichtigen. Auf 
Dividenden ist Satz 1 nur anzuwenden, wenn die Di- 
videnden einer in der Volksrepublik Polen ansässigen 
Gesellschaft von einer in der Bundesrepublik Deutsch- 
land ansässigen Gesellschaft gezahlt werden, deren 
stimmberechtigte Anteile zu mindestens 25 vom Hun- 
dert der erstgenannten Gesellschaft gehören. Von der 
Bemessungsgrundlage für die Steuer der Volksrepu- 
blik Polen werden ebenfalls Beteiligungen ausgenom- 
men, deren Dividenden nach dem vorstehenden Satz 
von der Steuerbemessungsgrundlage ausgenommen 
sind oder bei Zahlung auszunehmen wären. 

b) Die Steuer, die nach dem Recht der Bundesrepublik 
Deutschland und in Übereinstimmung mit diesem Ab- 
kommen für die nachstehenden, aus Quellen inner- 
halb der Bundesrepublik Deutschland stammenden 
Einkünfte gezahlt wird, wird unter Beachtung der 
Vorschriften des Steuerrechts der Volksrepublik Po- 
len über die Anrechnung ausländischer Steuern auf 
die von diesen Einkünften in der Volksrepublik Polen 
erhobene Steuer angerechnet; 

1. Dividenden, die nicht unter Buchstabe a) fallen, 

2. Einkünfte im Sinne des Artikels 15, 

3. Einkünfte im Sinne des Artikels 16 Absatz 1. 


wylcjcza sig docbody pochodz^ce ze zrödel w Polskiej 
Rzeczypospolitej Ludowej, jak röwniez wartosci 
maj^tkowe polozone na terenie Polskiej Rzeczypospoli- 
tej Ludowej, ktöre na podstawie niniejszej Umowy 
mog^ byc opodatkowane w Polskiej Rzeczypospolitej 
Ludowej. Republika Federalna Niemiec uwzgl^dni 
jednak tak wyl^czone docbody i wartosci maj^tkowe 
przy ustalaniu stawki podatkowej. 

Do dywidend stosuje si^ zdanie 1 tylko wtedy, jezeli 
dywidendy wyplacane s^ spölce kapitalowej maj^cej 
siedzibQ w Republice Federalnej Niemiec przez spölk^ 
maj^c^ siedzibQ w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej, 
w ktörej pierwsza z wymienionych spölek posiada 
CO najmniej 25 ®/o udzialöw z prawem glosu. Z 
podstawy wymiaru dla podatku Republik! Federalnej 
Niemiec wyl^cza siQ röwniez udzialy, ktörych dywi- 
dendy, zgodnie z poprzednim zdaniem wyl^cza siQ z 
podstawy wymiaru podatkowego, albo ktöre na- 
lezaloby przy platnosci wyl^czyc. 

b) Podatek placony wedlug prawa Polskiej Rzeczy- 
pospolitej Ludowej i zgodnie z niniejsz^ Umow^ od 
nast^puj^cych dodiodöw, podiodz^cydi ze zrödel w 
Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej, zalicza siQ przy 
zachowaniu przepisöw prawa podatkowego Republik! 
Federalnej Niemiec o zaliczaniu podatköw zagra- 
nicznych na poczet podatköw pobieranych w Republice 
Federalnej Niemiec od tydi dochodöw; 

1. Dywidend, do ktörych litera a) nie ma zastosowania 

2. Dochodöw w rozumieniu artykulu 15 

3. Dochodöw w rozumieniu artykulu 16 ust 1. 

2. Podatek od osoby maj^cej miejsce zamieszkania lub 

siedzib^ w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej ustala si^ 

w sposöb nast^puj^cy: 

a) Jezeli nie ma miec zastosowania litera b) z podstawy 
wymiaru dla podatku w Polskiej Rzeczypospolitej 
Ludowej wyl^cza si^ docbody pochodz^ce ze zrödel 
w Republice Federalnej Niemiec, jak röwniez wartosci 
maj^tkowe polozone na terenie Republik! Federalnej 
Niemiec, ktöre na podstawie niniejszej Umowy mog^ 
byc opodatkowane w Republice Federalnej Niemiec. 
Polska Rzeczpospolita Ludowa uwzgl^dni jednak tak 
wylaczone docbody i wartosci maj^tkowe przy 
ustalaniu stawki podatkowej. Do dywidend stosuje si^ 
zdanie 1 tylko wtedy, jezeli dywidendy wyplacane s^ 
spölce maj^cej siedzibg w Polskiej Rzeczypospolitej 
Ludowej przez spölk^ kapitalow^ maj^cci siedzib^ w 
Republice Federalnej Niemiec, w ktörej pierwsza z 
wymienionych spölek posiada co najmniej 25 ®/o 
udzialöw z prawem glosu. Z podstawy wymiaru dla 
podatku Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej wyl^cza 
si^ röwniez udzialy, ktörych dywidendy zgodnie z 
poprzednim zdaniem wylc|cza si^ z podstawy wymiaru 
podatkowego, -albo ktöre nalezaloby przy platnosci 
wylc|czac. 

b) Podatek placony wedlug prawa Republik! Federalnej 
Niemiec i zgodnie z niniejsz^ Umow^ od nastgpuj^cych 
dochodöw, podiodz^cych ze zrödel w Republice 
Federalnej Niemiec, zalicza siQ przy zachowaniu 
przepisöw prawa podatkowego Polskiej Rzeczypos- 
politej Ludowej o zaliczeniu podatköw zagranicznych 
na poczet podatköw, pobieranych w Polskiej Rzeczy- 
pospolitej Ludowej od tych dochodöw: 

1. Dywidend, do ktörych litera a) nie ma zastosowania 

2. Dochodöw w rozumieniu artykulu 15 

3. Dochodöw w rozumieniu artykulu 16 ust. 1. 
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Artikel 22 

(1) Ist eine in einem Vertragstaat ansässige Person 
der Auffassung, daß die Maßnahmen eines Vertragstaates 
oder beider Vertragstaaten für sie zu einer Besteuerung 
geführt haben oder führen werden, die diesem Abkom- 
men nicht entspricht, so kann sie unbeschadet der nach 
innerstaatlichem Recht dieser Staaten vorgesehenen 
Rechtsmittel ihren Fall der zuständigen Behörde des 
Vertragstaates unterbreiten, in dem sie ansässig ist. 

(2) Hält diese zuständige Behörde die Einwendung 
für begründet und ist sie selbst nicht in der Lage, eine 
befriedigende Lösung herbeizuführen, so wird sie sich 
bemühen, den Fall durch Verständigung mit der zustän- 
digen Behörde des anderen Vertragstaates so zu regeln, 
daß eine dem Abkommen nicht entsprechende Besteue- 
rung vermieden wird. 

(3) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten wer- 
den sich bemühen, Schwierigkeiten oder Zweifel, die bei 
der Auslegung oder Anwendung des Abkommens ent- 
stehen, in gegenseitigem Einvernehmen zu beseitigen. 
Sie können auch gemeinsam darüber beraten, wie eine 
Doppelbesteuerung in Fällen, die in dem Abkommen nicht 
behandelt sind, vermieden werden kann. 

(4) Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten kön- 
nen für die Zwecke der Anwendung dieses Abkommens 
unmittelbar miteinander verkehren. 


Artikel 23 

(1) Die zuständigen Behörden der Vertragstaalen wer- 
den gegenseitig die zur Durchführung dieses Abkommens 
erforderlichen Informationen austauschen. Alle so aus- 
getauschten Informationen sind geheim zu halten und 
dürfen nur solchen Personen oder Behörden mitgeteilt 
werden, die mit der Veranlagung und Erhebung der unter 
dieses Abkommen fallenden Steuern befaßt sind. 

(2) Absatz 1 ist auf keinen Fall so auszulegen als ver- 
pflichte er einen der Vertragstaaten: 

a) Verwaltungsmaßnahmen durchzuführen, die von den 
Gesetzen oder der Verwaltungspraxis dieses oder des 
anderen Vertragstaates ab weichen, 

b) Angaben zu übermitteln, die nach den geltenden Ge- 
setzen oder im üblichen Verwaltungsverfahren dieses 
oder des anderen Vertragstaates nicht beschaffbar 
sind, 

c) Informationen zu erteilen, die ein Handels-, Geschäfts- 
oder Berufsgeheimnis, ein Geschäftsverfahren preis- 
geben würden oder deren Erteilung der öffentlichen 
Ordnung widerspräche. 


Artikel 24 

Entsprechend dem Vier-Mächte-Abkommen vom 
3. September 1971 wird dieses Abkommen in Überein- 
stimmung mit den festgelegten Verfahren auf Berlin 
(West) ausgedehnt. 

Artikel 25 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Rati- 
fikationsurkunden sollen so bald wie möglich in Bonn 
ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem 
Austausch der Ratifikationsurkunden in Kraft und ist 
anzuwenden: 


Artykul 22 

1. Jezeli osoba maj^ca siedzib^ lub miejsce zamieszkania 
w Umawiaj^cym siQ Panstwie jest zdania, ze zarz^dzenia 
pahstwa lub obu Umawiaj^cydi siQ Panstw wprowadzily 
lub wprowadz^ dla niej opodatkowanie, ktöre nie 
odpowiada niniejszej Umowie, wöwczas moze ona bez 
ujmy dla srodköw odwolawczydi przewidzianych w 
prawie wewn^trznym tydi panstw, przedlozyc swoj^ 
spraw^ wlasciwej wladzy tego Umawiaj^cego si^ 
Panstwa, w ktörym ma miejsce zamieszkania lub siedzibe. 

2. Jezeli ta wlasciwa wladza uzna zarzut za uzasad* 
niony ale nie moze sama spowodowac zadowalaj^cego 
rozwi^zania, wöwczas poczyni ona starania azeby 
przypadek ten uregulowac w drodze porozumienia z 
wlasciwg wladzy drugiego Umawiaj^cego siQ Pahstwa, 
tak azeby zapobiec opodatkowaniu niezgodnemu z 
niniejsz^ Umow^. 

3. Wlasciwe wladze Umawiaj^cydi siQ Panstw b^d^ 
czynic starania aby we wzajemnym uzgodnieniu usuwac 
trudnosci lub w^tpliwosci, ktöre mog^ powstac przy 
interpretacji i zastosowaniu Umowy. Mog^ one röwniez 
wspölnie rozwazac w jaki sposöb mozna zapobiec 
podwöjnemu opodatkowaniu w przypadkadi, ktöre nie 
s^ uregulowane Umowq. 

4. Wlasciwe wladze Umawiaj^cych siQ Panstw mog^ 
w celu stosowania niniejszej Umowy komunikowac si^ 
ze sob^ bezposrednio. 


Artykul 23 

1. Wlasciwe wladze Umawiaj^cydi siQ Panstw b^d^ 
wymienialy wzajemnie informacje potrzebne do wyko- 
nania niniejszej Umowy. Wszystkie w ten sposöb 
wymienione informacje stanowi^ tajemnic^ i mog^ byc 
udzielane tylko takim osobom lub wladzom, ktöre 
zajmuj^ si^ wymiarem albo poborem podatköw obj^tych 
niniejsz^ Umow^. 

2. Ust^p 1 nie moze l'yc w zadnym przypadku inter- 
pretowany tak jak gdyby zobowi^zywal on jedno z 
Umawiaj^cych siQ Panstw do: 

a) stosowania srodköw administracyjnych, ktöre nie 
zgodne z ustawami lub praktyk^ administracyjn^ tego 
albo drugiego pahstwa, 

b) przekazywania danydi, ktöre wedlug obowi^zuj^cych 
ustaw lub w zwyklym post^powaniu administracyjnym 
tego lub drugiego Umawiaj^cego si^ Pahstwa nie s^ 
osi^galne, 

c) udzielania informacji, ktöre by ujawnialy tajemnicq 
handlow^, przedsi^biorstwa lub zawodow^ lub tok 
dzialalnosci przedsi^biorstwa lub ktörydi udzielenie 
sprzeciwialoby si^ porzqdkowi publicznemu. 


Artykul 24 

Stosownie do Czterostronnego Porozumienia z dnia 
3 wrzesnia 1971 roku niniejsza Umowa b^dzie si^ 
rozciqgac zgodnie z ustalonymi procedurami na Berlin 
(Zachodni). 

Artykul 25 

1. Umowa niniejsza podlega ratyfikacji. Wymiana 
dokumentöw ratyfikacyjnych winna nast^pic mozliwie 
jak najpr^dzej w Bonn. 

2. Umowa niniejsza wchodzi w zycie w miesi^c po 
wymianie dokumentöw ratyfikacyjnych i ma zastosowanie: 
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a) in der Bundesrepublik Deutschland auf die Steuern, 
die für den Veranlagungszeitraum 1972 und die fol- 
genden Veranlagungszeiträume erhoben werden oder 
erhoben worden sind; 

b) in der Volksrepublik Polen auf die Steuern, die für 
den Veranlagungszeitraum 1972 und die folgenden 
Veranlagungszeiträume erhoben werden oder erhoben 
worden sind; 

c) in beiden Vertragstaaten auf die im Abzugsweg er- 
hobenen Steuern von Erträgen, die nach dem 31. De- 
zember 1971 gezahlt werden. 

A r t i k e 1 26 

Dieses Abkommen bleibt auf unbestimmte Zeit in 
Kraft, jedoch kann jeder der Vertragstaaten bis zum 
dreißigsten Juni eines jeden Kalenderjahres nach Ablauf 
des dritten Jahres seit dem Jahre des Inkrafttretens das 
Abkommen gegenüber dem anderen Vertragstaat schrift- 
lich kündigen; in diesem Fall ist das Abkommen nicht 
mehr anzu wenden: 

a) in der Bundesrepublik Deutschland auf die Steuern, 
die für den Veranlagungszeitraum, der auf den Veran- 
lagungszeitraum folgt, in dem die Kündigung ausge- 
sprochen wird, und für die folgenden Veranlagungs- 
zeiträume erhoben werden; 

b) in der Volksrepublik Polen auf die Steuern, die für 
den Veranlagungszeitraum, der auf den Veranlagungs- 
zeitraum folgt, in dem die Kündigung ausgesprochen 
wird, und für die folgenden Veranlagungszeiträume 
erhoben werden; 

c) in beiden Vertragstaaten auf die im Abzugsweg er- 
hobenen Steuern von Erträgen, die nach dem 31. De- 
zember des Kündigungsjahres gezahlt werden. 


GESCHEHEN zu Warschau am 18. Dezember 1972 in 
zwei Urschriften, jede in deutscher und polnischer 
Sprache, wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbind- 
lich ist. 


a) w Republice Federalnej Niemiec do podatköw, ktöre 
zostaly lub bQd^ pobrane za okres wymiarowy 1972 
i nastQpne okresy wymiarowe; 

b) w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej do podatköw, 
ktöre zostaly lub bqd^ pobrane za okres wymiarowy 
1972 i nastQpne okresy wymiarowe; 

c) w obu Umawiajgcych si^ Panstwadi do pobieranych 
w drodze potr^cen podatköw dodiodowych, ktöre 
byiy lub bqd^ uiszczone po 31 grudnia 1971 roku. 

Artykul 26 

Umowa niniejsza pozostaje w mocy na czas nie- 
okreslony, kazde jednak z Pahstw Umawiajgcydi siQ 
moze j^ wypowiedziec pisemnie drugiemu Umawiaj^cemu 
si^ Panstwu do trzydziestego czerwca kazdego roku 
kalendarzowego, licz^c po uplywie trzeciego roku od 
roku wejscia w zycie Umowy, w tym przypadku Umowa 
niniejsza nie bgdzie miala wigcej zastosowania: 

a) w Republice Federalnej Niemiec do podatköw, ktöre 
b^d^ pobierane za okres wymiarowy nastQpuj^cy po 
okresie wymiarowym, w ktörym nast^pilo wypo- 
wiedzenie i za nast^pne okresy wymiarowe, 

b) w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej do podatköw, 
ktöre b^d^ pobierane za okres wymiarowy nast^- 
pujgcy po okresie wymiarowym, w ktörym nastgpilo 
wypowiedzenie i za nastQpne okresy wymiarowe, 

c) w obydwu Umawiaj^cych siQ Panstwadi do pobieranych 
w drodze potr^ceh podatköw dodiodowych, ktöre 
uiszczone bQd^ po dniu 31 grudnia roku, w ktörym 
nast^pilo wypowiedzenie. 


SPORZ/\DZONO w Warszawie w dniu 18 grudnia 
1972 r. w dwöch egzemplarzach, kazdy w j^zykadi 
niemieckim i polskim, przy czym oba teksty sg jednakowo 
autentyczne. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republik! Federalnej Niemiec 
Dr. R u e t e 


Für die Volksrepublik Polen 
W imieniu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
K r z a k 
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Protokoll 

Protoköt 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

Die Volksrepublik Polen 

haben anläßlich der Unterzeichnung des Abkommens 
zwischen den beiden Staaten zur Vermeidung der Dop- 
pelbesteuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen am 18. Dezember 1972 
in Waschau die nachstehenden Bestimmungen vereinbart, 
die Bestandteil des Abkommens bilden. 

(1) Zu den Artikeln 2 und 21 

Bei der Anwendung dieser Artikel in der Volks- 
republik Polen gilt die Gewinnabgabe der polnischen 
staatlichen Unternehmen als Steuer der Volksrepublik 
Polen im Sinne dieser Artikel. 

(2) ZuArtikel5 

Eine Bauausführung oder Montage, die in einem Ver- 
tragstaat von einem Unternehmen des anderen Ver- 
tragstaates unterhalten wird, gilt nicht als Betrieb- 
stätte, wenn ihre Dauer 18 Monate nicht überschrei- 
tet. Diese Regel gilt nur für den in Artikel 25 ge- 
nannten Veranlagungszeitraum und die vier folgen- 
den Veranlagungszeiträume. 

Es besteht Übereinstimmung, daß Gewinne, die ein 
Unternehmen eines Vertragstaates aus dem Betrieb 
von Schienen- und Kraftfahrzeugen im internationa- 
len Verkehr bezieht, in dem anderen Staat nur unter 
den Voraussetzungen der Artikel 5 und 7 besteuert 
werden dürfen. 

(3) Zu Artikel 14 

Bei einer Person, die in einem Vertragstaat nach 
Artikel 4 ansässig ist und im anderen Vertragstaat 
vorübergehenden Aufenthalt im Sinne des Artikels 14 
Absatz 2 nimmt, um in diesem Vertragstaat bei einer 
Bauausführung oder Montage, die von einem Unter- 
nehmen des erstgenannten Staates unterhalten wird, 
als Arbeitnehmer dieses Unternehmens tätig zu sein, 
tritt anstelle der in Artikel 14 Absatz 2 Buchstabe a) 
genannten Frist die Dauer des vorübergehenden Auf- 
enthalts, sofern dieser Aufenthalt die Frist nicht 
überschreitet, innerhalb deren die Bauausführung oder 
Montage nach dem Schlußprotokoll zu Artikel 5 
keine Betriebstätte begründet. Diese Regel gilt nur 
für den in Artikel 25 genannten Veranlagungszeit- 
raum und die vier folgenden Veranlagungszeiträume. 

(4) Zu den Artikeln 2 bis 20 

Keine der Bestimmungen dieser Artikel ist so zu 
verstehen, daß in einem Vertragstaat eine Besteue- 
rung vorgenommen wird, die dieser Staat bei Perso- 
nen, die in einem dritten Staat ansässig sind, mit 
dem er kein solches Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung hat, nicht vornehmen würde. 


(5) Zu Artikel 21 

Artikel 21 Absatz 1 Buchstabe a) des Abkommens 
gilt nur dann, wenn die Betriebstätte oder die Ge- 
sellschaft, an der die Beteiligung besteht, ihre Ein- 
nahmen ausschließlich oder fast ausschließlich aus 
folgenden innerhalb der Volksrepublik Polen aus- 


Republika Federalna Niemiec 
i 

Polska Rzeczpospolita Ludowa 

przy okazji podpisania w dniu 18 grudnia 1972 r. w 
Warszawie Umowy pomi^dzy obu pahstwami w sprawie 
zapobiezenia podwöjnemu opodatkowaniu w zakresie 
podatköw od dochodu i maj^tku, uzgodnily nastQpuj^ce 
postanowienia stanowi^ce cz^sc skiadow^ Umowy. 

1. Do artykulöw 2 i 21 

Przy stosowaniu tych artykulöw w Polskiej Rzeczy- 
pospolitej Ludowej, wplaty z zysku polskich przedsiQ- 
biorstw paristwowydi uwaza siQ za podatek Polskiej 
Rzeczypospolitej Ludowej w rozumieniu tego artykulu. 

2. Do artykulu 5 

Budowy lub montazu prowadzonych w jednym z 
Umawiaj^cych si^ Pahstw przez przedsi^biorstwo 
drugiego Umawiaj^cego si^ Pahstwa nie uwaza siQ za 
zaklad, gdy okres ich trwania nie przekracza 18 mie- 
si^cy. Ta zasada ma zastosowanie tylko dla okresu 
wymiarowego wymienionego w artykule 25 i czterech 
nast^puj^cych okresöw wymiarowych. 

Uzgadnia si^, ze zyski, ktöre osi^ga przedsi^biorstwo 
jednego Umawiaj^cego si^ Panstwa z eksploatacji 
pojazdöw szynowych i mechanicznych w ruchu mi^d- 
zynarodowym, mog^ byc opodatkowane w drugim 
pahstwie tylko przy zalozeniach okreslonych w 
artykulach 5 i 7. 

3. Do artykulu 14 

U osoby, ktöra w jednym z Umawiaj^cych si^ Pahstw, 
zgodnie z artykulem 4 ma miejsce zamieszkania, a w 
drugim Umawiaj^cym si^ Pahstwie ma miejsce pobytu 
czasowego w rozumieniu artykulu 14 ust. 2 zeby w 
tym pahstwie pracowac przy budowie lub montazu, 
prowadzonych przez przedsi^biorstwo pierwszego 
pahstwa jako pracownik tego przedsi^biorstwa, 
zamiast terminu okreslonego w artykule 14 ust. 2 litera 
a) bierze siQ w rachub^ okres przejsciowego pobytu, 
jezeli ten pobyt nie przekracza terminu, w ktörym 
budowy lub montazu zgodnie z kohcowym protokölem 
do artykulu 5 nie uwaza siQ za zaklad. Ta zasada ma 
zastosowanie tylko dla okresu wymiarowego okreslone- 
go w artykule 25 i czterech nast^puj^cych okresöw 
wymiarowych. 

4. Do artykulöw 2do20 

Zadne z postanowieh tydi artykulöw nie moze byc tak 
rozumiane, by w jednym Umawiaj^cym siQ Pahstwie 
podjQte zostalo opodatkowanie, ktörego to Pahstwo 
nie zastosowaloby w stosunku do osöb, ktöre maj^ 
miejsce zamieszkania lub siedzib^ w trzecim pahstwie, 
z ktörym wyzej wymienione Umawiajgce siQ 
Pahstwo nie zawarlo takiej Umowy w sprawie 
zapobiezenia podwöjnemu opodatkowaniu. 

5. Do artykulu 21 

Artykul 21 ust. 1 litera a) Umowy ma zastosowanie 
tylko wtedy, gdy zaklad albo spölka, w ktörej istnieje 
udzial, osi^ga dochody wyl^cznie albo prawie wyl^cznie 
z nast^puj^cydi wykonywanych w Polskiej Rzeczypos- 
politej Ludowej rodzajöw dzialälnosci: wytwarzanie lub 


19 



Drucksache 7 l2S2{i 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


geübten Tätigkeiten bezieht: Herstellung oder Ver- 
kauf von Gütern oder Waren, technische Dienstlei- 
stung oder Bank- bzw, Versicherungsgeschäfte. Sind 
diese Voraussetzungen nicht erfüllt, ist Artikel 21 
Absatz 1 Buchstabe b) anzuwenden, bei der Besteue- 
rung des Vermögens ist die in Übereinstimmung mit 
dem Abkommen in der Volksrepublik Polen erhobene 
Steuer von den in der Volksrepublik Polen belegenen 
Vermögenswerten nach Maßgabe der Vorschriften 
des Steuerrechts der Bundesrepublik Deutschland 
über die Anrechnung ausländischer Steuern auf die 
in der Bundesrepublik Deutschland erhobene Steuer 
anzurechnen. 

(6) Zu Artikel 23 

Die zuständigen Behörden der Vertragstaaten unter- 
richten sich gegenseitig über wesentliche Änderun- 
gen ihrer Steuergesetze und beraten auf Verlangen 
gemeinsam, ob Änderungen des Abkommens er- 
wünscht sind. 


sprzedaz döbr i towaröw, swiadczenie uslug tech- 
nicznydi albo dzialalnosc bankowa lub ubezpiecze- 
niowa. Jezeli te warunki nie zadiodz^ stosuje siQ 
art. 21 ust. 1 litera b). Przy opodatkowaniu majqtku 
pobrany, zgodnie z Umow^, polski podatek od 
znajdujäcydi siQ w Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
wartosci maj^tkowydi podlega zaliczeniu na poczet 
pobieranego w Republice Federalnej Niemiec podat- 
ku wedlug przepisöw prawa podatkowego Republik! 
Federalnej Niemiec w sprawie zaliczania podatköw 
zagranicznydi. 


6. Do artykulu 23 

Wlasciwe wladze Umawiaj^cydi siq Pahstw b^d^ siQ 
wzajemnie informowaly o istotnydi zmianadi ich ustaw 
podatkowydi i na wniosek rozwaz^ wspölnie, czy s^ 
poz^dane zmiany Umowy. 


Für die Bundesrepublik Deutschland 
W imieniu Republik! Federalnej Niemiec 
Dr. R u e t e 

Für die Volksrepublik Polen 
W imieniu Polskiej Rzeczypospolitej Ludowej 
K r z a k 
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Denkschrift zum Abkommen 

Das am 18. Dezember 1972 in Warschau Unterzeich- 
nete Abkommen zur Vermeidung der Doppelbe- 
steuerung auf dem Gebiete der Steuern vom Ein- 
kommen und vom Vermögen zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und der Volksrepublik Polen 
ist der erste Steuervertrag, den die Bundesrepublik 
mit einem sozialistischen Staat abgeschlossen hat, 
und der erste Vertrag zwischen beiden Staaten nach 
Abschluß des Warschauer Vertrages. Gegen Ende 
des Jahres 1970 wurden die Verhandlungen mit der 
Volksrepublik Polen aufgenommen. Der ersten ge- 
genseitigen Unterrichtung in Bonn schlossen sich 
im Januar 1972 weitere Gespräche in Warschau an; 
die dritte Verhandlungsrunde endete im November 
1972 mit der Paraphierung des Abkommens. 

Dem Abkommen kommt unter verschiedenen Aspek- 
ten eine besondere Bedeutung zu. — Der Abkom- 
menstext lehnt sich einerseits sachlich und redak- 
tionell weitgehend an das von der OECD empfoh- 
lene Musterabkommen (vgl. Bundesanzeiger 
76/1964) an, trägt aber andererseits auch den ver- 
schiedenartig gelagerten Interessen der unterschied- 
lichen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Sy- 
steme Rechnung. Insoweit kann er künftig als Vor- 
bild für den Abschluß gleichartiger Abkommen mit 
anderen sozialistischen Staaten gelten. Dabei um- 
faßt das Abkommen schon jetzt Bereiche, deren 
Regelungen zur Zeit noch in der Entwicklung sind, 
wie etwa die der Joint ventures. Obwohl es in Polen 
noch keine audrücklichen Bestimmungen über diese 
sog. gemischten Gesellschaften gibt, geht das Ab- 
kommen davon aus, daß sich deutsche Unternehmer 
an polnischen Unternehmungen beteiligen können. 
Deshalb sollen unter Dividenden verstanden wer- 
den Einnahmen aus Aktien oder anderen Rechten — 
ausgenommen Forderungen — mit Gewinnbeteili- 
gung sowie aus sonstigen Gesellschaftsanteilen 
stammende Einnahmen, die nach dem Steuerrecht 
des Staates, in dem die ausschüttende Gesellschaft 
ansässig ist, den Einnahmen aus Aktien gleichge- 
stellt sind. Das Abkommen schränkt das Besteue- 
rungsrecht Polens als Quellenstaat bei den Divi- 
denden durch feste Begrenzungen und bei Zinsen 
und Lizenzgebühren durch Freistellung spürbar ein. 

Eine zentrale Frage bei der Regelung der steuer- 
vertraglichen Beziehungen zwischen der Bundes- 
republik und Polen war die Besteuerung von Bau- 
ausführungen und Montagen bzw. des dort beschäf- 
tigten Personals. Dabei galt es, zwischen der Ten- 
denz der polnischen Seite, hierfür möglichst langfri- 
stige Freistellung von der deutschen Besteuerung 
zu erreichen, und dem deutschen Bestreben, diese 
Fristen unter dem Gesichtspunkt der Gleichbehand- 
lung in abkommenspolitischer wie in wettbewerbs- 
politischer Hinsicht möglichst im Rahmen des übli- 
chen zu halten, einen für beide Seiten gangbaren 
Weg zu finden. Unter sorgfältiger Abwägung der 
beiderseitigen Interessen gelang schließlich eine 
Einigung in dem Sinne, daß die grundsätzliche Rege- 
lung, wonach Bauausführungen und Montagen nicht 
als Betriebstätten anzusehen sind, wenn ihre Dauer 
12 Monate nicht überschreitet, für eine Übergangs- 


zeit von 5 Jahren auf 18 Monate verlängert wird. 
Entsprechendes gilt für die 183-Tagefrist bei der Be- 
steuerung des dort beschäftigten Personals. 

Das Abkommen entspricht in seiner Wirkungsweise 
den herkömmlichen deutschen Abkommensprinzi- 
pien, d. h. die Doppelbesteuerung wird grundsätzlich 
durch Anwendung der Freistellungsmethode — 
allerdings unter Beachtung des Progressionsvorbe- 
halts — vermieden. Nur in einigen Ausnahmefällen 
kommt die Anrechnungsmethode zur Anwendung. 

Das Abkommen gliedert sich wie folgt auf; 

Die Artikel 1 bis 5 stecken den Geltungsbereich des 
Vertragswerkes ab und enthalten die für die Ab- 
kommensanwendung wichtigsten Definitionen. Die 
Artikel 6 bis 20 legen den Rahmen fest, innerhalb 
dessen der Quellenstaat bzw. Belegenheitsstaat 
Einkünfte bzw. Vermögenswerte besteuern darf. 
Artikel 21 bestimmt, wie der Wohnsitzstaat bei den 
dem Quellenstaat (Belegenheitsstaat) zur Besteue- 
rung überlassenen Einkünften und Vermögensteilen 
die Doppelbesteuerung vermeidet. Die abschließen- 
den Artikel 22 bis 26 regeln den Diskriminierungs- 
schutz, die zur Abkommensdurchführung notwen- 
dige Zusammenarbeit der Vertragstaaten, das In- 
krafttreten und andere Fragen. Dem Abkommen ist 
ein Protokoll mit einigen ergänzenden Bestimmun- 
gen beigegeben. 

Zu den einzelnen Abkommensregelungen ist folgen- 
des zu bemerken: 

Zu Artikel 1 

Dieser Artikel bestimmt den Personenkreis, für den 
das Abkommen gilt. 

Zu Artikel 2 

Dieser Artikel grenzt die Steuern ab, die unter das 
Abkommen fallen. 

Zu Artikel 3 

Absatz 1 definiert einige im Abkommen verwendete 
Begriffe. Absatz 2 enthält die übliche Auslegungs- 
regel, die auf das innerstaatliche Recht als subsi- 
diäre Auslegungsquelle verweist. 

Zu Artikel 4 

Dieser Artikel definiert den Begriff der in einem 
Vertragstaat ansässigen Person, wonach sich der 
subjektive Geltungsberich des Abkommens und die 
Abgrenzung der Besteuerungsrechte richten. Grund- 
sätzlich bestimmt sich die Ansässigkeit nach den 
Merkmalen des innerstaatlichen Rechts der Vertrag- 
staaten. Bei Personen, die in beiden Staaten als an- 
sässig behandelt werden, wird nach bestimmten 
Kriterien nur einer der Staaten für die Abkommens- 
anwendung als Wohnsitzstaat behandelt. 

Zu Artikel 5 

Dieser Artikel definiert in weitgehender Überein- 
stimmung mit dem Musterabkommen der OECD den 
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Begriff der Betriebstätte, der für die Besteuerung der 
gewerblichen Einkünfte maßgebend ist (vgl. Arti- 
kel 7). 

Nach Abschnitt 5 des Protokolls begründet jedoch 
abweichend von der OECD-Empfehlung während 
einer Übergangszeit von 5 Jahren eine Bauausfüh- 
rung oder Montage erst bei einer Dauer von mehr 
als 18 Monaten eine Betriebstätte. 

Zu A r t i k e 1 6 

Dieser Artikel bestimmt entsprechend dem OECD- 
Musterabkommen, daß Einkünfte aus unbeweg- 
lichem Vermögen in dem Staat besteuert werden 
können, in dem dieses Vermögen liegt. 

Zu Artikel 7 

Nach Absatz 1 darf ein Staat die gewerbliche Ein- 
künfte von Unternehmen des anderen Staates, ent- 
sprechend einem mternational allgemein anerkann- 
ten Prinzip, nur insoweit besteuern, als der Gewinn 
durch eine in seinem Gebiet belegene Betriebstätte 
erzielt ist 

Die Absätze 2 bis 6 enthalten Bestimmungen über 
die Ermittlung und Zurechnung der Betriebstätten- 
gewinne. Absatz 7 regelt das Verhältnis der Be- 
triebstättenbesteuerung zu den Abkommensbestim- 
mungen für andere Einkünfte. 

Zu Artikel 8 

Dieser Artikel bestimmt, wie in der deutschen Ver- 
tragspraxis üblich, daß Gewinne aus dem Betrieb 
von Seeschiffen oder Luftfahrzeugen im internatio- 
nalen Verkehr und von Binnenschiffen, abweichend 
vom Betriebstättenprinzip, nur im Staat der tatsäch- 
lichen Geschäftsleitung des Unternehmens besteuert 
werden dürfen. 

Zu Artikel 9 

Dieser Artikel stellt in Übereinstimmung mit dem 
OECD-Musterabkommen klar, daß das Abkommen 
der Korrektur von Gewinnverlagerungen zwischen 
verbundenen Personen nicht entgegensteht. 

Zu Artikel 10 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung der Dividen- 
den. Die Steuer des Quellenstaates wird gemäß 
Absatz 2 grundsätzlich auf 15 v. H. des Bruttobetra- 
ges der Dividenden begrenzt. Der ebenfalls steuer- 
berechtigte Wohnsitzstaat rechnet die Steuer des 
Quellenstaates bis zur zulässigen Höhe von 15 v. H. 
auf seine eigene Steuer an (vgl. Artikel 21). 

Fließen die Dividenden einer wesentlich beteiligten 
Gesellschaft zu (Mindestbeteiligung von 25 v. H.), so 
ermäßigt sich die Quell ensteuer aut 5 v. H. Genießt 
die deutsche Muttergesellschaft für diese Dividen- 
den das Schachtelprivileg (vgl. Artikel 21), so ist 
für sie die Besteuerung der Dividenden mit der 
polnischen Quellenbesteuerung von 5 v. H. abge- 
schlossen. 


Empfängt hingegen eine polnische Muttergeseil- 
schaft auf Grund einer wesentlichen Beteiligung 
Dividenden von einer deutschen Kapitalgesellschaft, 
so bleibt gemäß Absatz 3 die deutsche Kapitaler- 
tragsteuer zum vollen Satz von 25 v. H. zuzüglich 
der Ergänzungsabgabe aufrechterhalten. Damit wird, 
entsprechend der Entschließung des Deutschen 
Bundestages zum Steueränderungsgesetz 1958 (Bun- 
destagsdrucksache 448 S. 2, 3. Wahlperiode), be- 
rücksichtigt, daß der ausgeschüttete Gewinn bei der 
deutschen Tochtergesellschaft nur der ermäßigten 
Körperschaftsteuer zum Satz von 15 v. H. unterlegen 
hat und die polnische Muttergesellschaft die deut- 
sche Nachsteuer von 36 v. H. nicht zu entrichten 
braucht, die eine deutsche Muttergesellschaft im 
gleichen Falle zu tragen hätte. 

Die weiteren Absätze 4 bis 6 enthalten ergänzende 
Bestimmungen, die dem OECD-Muster nachgebildet 
sind. 

Zu Artikel 11 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für Zin- 
sen dem Wohnsitzstaat zu. Eine Quellensteuer wird 
nicht erhoben. 

Zu Artikel 12 

Dieser Artikel weist das Besteuerungsrecht für 
Lizenzgebühren dem Wohnsitzstaat zu. Eine Quel- 
lensteuer wird nicht erhoben. 

ZuArtikell3 

Dieser Artikel weist, der Empfehlung der OECD fol- 
gend, das Besteuerungsrecht für Einkünfte aus 
selbständiger Arbeit grundsätzlich dem Wohnsitz- 
staat zu. Der andere Staat erhält jedoch — ähnlich 
dem Betriebstättenprinzip bei gewerblichen Ein- 
künften — insoweit das Besteuerungsrecht, als der 
Steuerpflichtige dort für seine Tätigkeit regelmäßig 
Über eine feste Einrichtung verfügt. 

Zu Artikel 14 

Dieser Artikel bestimmt in Übereinstimmung mit 
dem Musterabkommen der OECD, daß — vorbehalt- 
lich der Artikel 15 bis 18 — Einkünfte aus nicht- 
selbständiger Arbeit grundsätzlich im Staat der 
Arbeitsausübung besteuert werden. Dieser Grund- 
satz ist in Absatz 2 zugunsten nur vorübergehend im 
Ausland eingesetzter Arbeitnehmer (Monteure und 
dergleichen) eingeschränkt 

Ergänzend hierzu wird in Abschnitt 3 des Protokolls 
bestimmt, daß für eine Übergangszeit von 5 Jahren 
Baustellen- und Montagepersonal nur im Wohnsitz- 
staat besteuert werden kann, wenn ihr Aufenthalt 
die Frist nicht überschreitet, innerhalb deren die 
Baustelle oder Montage nach dem Protokoll zu Ar- 
tikel 5 keine Betriebstätte begründet. 

Zu Artikel 15 

Nach diesem Artikel können Aufsichtsrats- und 
Verwaltungsrats Vergütungen in dem Staat besteuert 
werden, in dem die zahlende Gesellschaft ansässig 
ist. 
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Zu Artikel 16 

Nach diesem Artikel dürfen Künstler und Sportler 
stets in dem Staat besteuert werden, in dem sie ihre 
Tätigkeit ausüben. Dies gilt nach Absatz 2 nicht für 
Personen, die im Rahmen des staatlich gebilligten 
Kulturaustausches auf treten. In diesem Fall hat nur 
der Wohnsitzstaat das Besteuerungsrecht. 

Zu Artikel 17 

Nach diesem Artikel dürfen Arbeitsentgelte aus 
öffentlichen Kassen nur im Kassenstaat besteuert 
werden und zwar auch, wenn die nichtselbstandige 
Arbeit im anderen Vertragstaat ausgeübt wird. Für 
Arbeitnehmer, die im Rahmen gewerblicher Betäti- 
gung der öffentlichen Hand im anderen Vertragstaat 
beschäftigt werden, gelten nach. Absatz 2 die Rege- 
lungen der Artikel 14 und 15. 

Zu Artikel 18 

Die Bestimmungen dieses Artikels sollen den Aus- 
tausch von Lehrkräften und in Aus- oder Fortbil- 
dung stehenden Personen fördern. 

Zu diesem Zweck befreit Absatz 1 die Vergütungen 
von Gastlehrkräften im Gaststaat von der Besteue- 
rung, sofern der Aufenthalt 2 Jahre nicht übersteigt. 

Desgleichen bleiben nach Absatz 2 Stipendiaten, 
Studenten, Praktikanten und Lehrlinge, die sich zu 
Ausbildungszwecken in einem Vertragstaat aufhal- 
ten, mit ihren Unterhalts- und Ausbildungsgeldem 
im Gastland steuerfrei, sofern ihnen die Zahlungen 
nicht aus dem Gastland zufHeßen. 

Zu Artikel 19 

Alle anderen Einkünfte, die im Abkommen nicht 
ausdrücklich erwähnt sind, können nach diesem 
Artikel nur im Wohnsitzstaat besteuert werden. 

Zu Artikel 20 

Dieser Artikel regelt die Besteuerung des Ver- 
mögens. Grundsätzlich hat das Besteuerungsrecht 
hierfür nur der Wohnsitzstaat (Absatz 4). Unbeweg- 
liches Vermögen und das bewegliche Vermögen, 
das zu einer Betriebstätte oder einer der Ausübung 
eines freien Berufes dienenden festen Einrichtung 
gehört, darf aber nach den Absätzen 1 und 2 — ent- 
sprechend der Regelung für die betreffenden Ein- 
künfte — im Belegenheitsstaat besteuert werden. 
Seeschiffe und Luftfahrzeuge im internationalen 
Verkehr und Binnenschiffe sowie das ihrem Betrieb 
dienende bewegliche Vermögen dürfen jedoch nur 
im Sitzstaat des Unternehmens besteuert werden 
(Absatz 3). 

Zu Artikel 21 

Dieser Artikel regelt, wie der Wohnsitzstaat des 
Steuerpflichtigen die Doppelbesteuerung bei Ein- 
künften und Vermögenswerten vermeidet, die nach 
dem Abkommen im Quellen- bzw. Belegenheitsstaat 
besteuert werden können. 

Absatz 1 

a) Bei in der Bundesrepublik ansässigen Personen 
werden die polnischen Einkünfte und Ver- 
mögenswerte entsprechend der ständigen deut- 


schen Vertragspraxis grundsätzlich von der 
deutschen Steuer freigestellt („Freistellungs- 
methode"). Die freigestellten Einkünfte und Ver- 
mögensteile werden aber bei der Festsetzung 
des Steuersatzes für das übrige, der deutschen 
Besteuerung weiterhin unterworfene Einkommen 
und Vermögen berücksichtigt („Progressionsvor- 
behalt"}. Die Freistellung erfaßt bei wesentlichen 
Beteiligungen (Mindestbeteiligung 25 v. H.) deut- 
scher Kapitalgesellschaften an polnischen Ge- 
sellschaften die Körperschaftsteuer und Ge- 
werbeertrags teuer von Dividenden sowie die 
Vermögensteuer und die Gewerbekapitalsteuer 
von der Beteiligung selbst. Damit wird — in 
Übereinstimmung mit der ständigen deutschen 
Abkommenspraxis — das interne deutsche 
Schachtelprivileg auf Beteiligungen an polnische 
Tochtergesellschaften ausgedehnt („internatio- 
nales Schachtelprivileg"). Abschnitt 5 des Proto- 
kolls schließt durch Beschränkung der Freistel- 
lung auf produktive Geschäftstätigkeit unge- 
rechtfertigte Steuervorteile bei internationalen 
Einkommens- und Vermögensverlagerungen aus. 
In diesen Fällen wird in der Bundesrepublik nur 
die tatsächlich in Polen entrichtete Steuer auf 
die deutsche Steuer angerechnet. 

b) Bei bestimmten Einkünften wird anstelle einer 
Freistellung die polnische Steuer auf die Ein- 
kommen- oder Körperschaftsteuer angerechnet. 
Das gilt für Dividenden, die nicht unter das 
Schachtelprivileg fallen, für Aufsichtsratsver- 
gütungen sowie für Einkünfte der Künstler und 
Sportler. 

Absatz 2 

Bei in Polen ansässigen Personen wird die Doppel- 
besteuerung entsprechend den Regelungen in Ab- 
satz 1 teils durch Freistellung von der polnischen 
Steuer,, teils durch Anrechnung der deutschen Steu- 
er vermieden. 

Z u A r t i k e 1 22 u n d 23 

Diese Artikel regeln die Zusammenarbeit zwischen 
der deutschen und der polnischen Steuerverwaltung 
bei der Durchführung des Abkommens. Artikel 22 
sieht vor, daß sich die zuständigen Behörden über 
die Vermeidung der Doppelbesteuerung in Einzel- 
fällen verständigen und Auslegungs- oder Anwen- 
dungsschwierigkeiten im gegenseitigen Einverneh- 
men beseitigen sollen. Artikel 23 regelt den Aus- 
tausch von Informationen, die zur Durchführung des 
Abkommens erforderlich sind. 

Zu Artikel 24 

Dieser Artikel enthält die Berlin-Klausel. 

Zu Artikel 25 

Dieser Artikel regelt die Ratifikation und das In- 
krafttreten des Abkommens. Das Abkommen soll 
erstmalig für das Jahr 1972 angewendet werden. 

ZuArtikel26 

Dieser Artikel enthält Bestimmungen über eine 
eventuelle Kündigung des Abkommens. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

Gegen das Doppelbesteuerungs-Abkommen mit der 
Volksrepublik Polen bestehen erhebliche Bedenken. 
Dieses Abkommen räumt den Bauunternehmen aus 
Polen weitergehende Präferenzen ein als in dem 
Musterabkommen der OECD vorgesehen (Protokoll- 
notiz zu Artikel 5 des Abkommens). Für eine solche 
abweichende Behandlung ist kein Grund ersichtlich. 

Die deutsche Bauwirtschaft steht in hartem Kon- 
kurrenzkampf und wird, wie die Vergangenheit ge- 
zeigt hat, von den osteuropäischen Bauunternehmen 
immer wieder unterboten. Solange dies wettbe- 
werbsneutral geschieht, ist dagegen nichts einzu- 
wenden. Die vorgesehene steuerliche Begünstigung 


kann jedoch eine Wettbewerbsverzerrung darstel- 
len, weil nicht auszuschließen ist, daß den polnischen 
Unternehmen seitens ihres Staates besondere 
steuerliche Erleichterungen gewährt werden. 

Das Doppelbesteuerungs-Abkommen mit der Volks- 
republik Polen ist das erste Abkommen dieser Art 
mit einem Ostblockstaat. Es ist damit zu rechnen, daß 
künftige Abkommen dieser Art mit Ostblockstaaten 
nach dem Muster dieses Abkommens abgefaßt wer- 
den. Dies ist bereits beim Steuerabkommen mit der 
Sozialistischen Republik Rumänien so geschehen, 
wogegen der Bundesrat die gleichen Bedenken er- 
heben muß. 


Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Das Doppelbesteuerungs-Abkommen mit Polen war 
der erste Steuervertrag, der mit einem Staatshan- 
delsland abgeschlossen wurde. Es zeigt, daß es mög- 
lich ist, auch mit einem Staat völlig anderer Gesell- 
schaftsordnung auf der Grundlage der üblichen 
deutschen Vertragspraxis (OECD-Musterabkommen) 
zu steuerlichen Vereinbarungen zu kommen. 

Die Besteuerung von Bau- und Montagestellen 
weicht insofern von der herkömmlichen Abkom- 
menskonzeption ab, als für eine Übergangszeit von 
fünf Jahren der Staat, in dem sich die Bau- oder 
Montagestelle befindet, nicht bereits bei 12mona- 
tiger, sondern erst bei Ißmonatiger Dauer der Bau- 
oder Montagestelle ein Besteuerungsrecht hat. Die 
gleiche Frist gilt für das Baustellenpersonal. Diese 
Regelung soll die in der ersten Phase des Aufbaus 
und der Entwicklung der gegenseitigen wirtschaft- 
lichen Beziehungen im Vordergrund stehenden Bau- 
und Montagetätigkeiten von Steuerhemmnissen ent- 


lasten. Dabei darf nicht übersehen werden, daß 
diese Abkommensregel zweiseitig wirkt: Sie gilt 
auch für deutsche Unternehmen, die in Polen, z. B. 
auf dem Sektor des Anlagenbaus, tätig werden. Die 
Zielsetzung, bei den in Frage kommenden Unter- 
nehmen vor allem die Anfangsschwierigkeiten im 
anderen Staat zu mildern, wird dadurch unterstri- 
chen, daß die Regelung auf fünf Jahre befristet ist. 
Durch die vereinbarte rückwirkende Anwendung 
des Abkommens ab 1972 endet die übergangsfrist 
bereits 1976. Von dann ab gilt die Normallösung, 
wie sie sich in allen vergleichbaren Abkommen fin- 
det. 

Die Übergangslösung für die Bau- und Montage- 
stellen will einer Interessenlage gerecht werden, 
die nur vorübergehend besteht. Sie bedeutet keine 
auf Dauer zu sehende Umorientierung der deutschen 
Abkommenspolitik. So ist z. B. in dem paraphierten 
Abkommen mit Jugoslawien eine derartige Sonder- 
regelung nicht enthalten. 
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